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VOLKSZEITUNG TÜR BUREN UND WÜRTTEMBERG

Das Volk mu6 »wissen ,
daß die Organisationsprinzipien eines zukünf¬
tigen deutschen Staates tiefgreifend sein
Leben und sein Schicksal bestimmen. Es
muß wissen, daß eine Demokratie nur dort
möglich Ist, wo es selbst den Staatsapparat
in seine Hand genommen hat,* es muß ver¬
stehen, die Verfassung wie den Staat aus
einem Instrument der Unterdrückung des
Volkes zu einem Instrument der Verwirk¬
lichung seines Willens und zur Durchset¬
zung seiner Interessen zu machen.

Otto GrotewohL
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Neuer Landtag - neue Verfassung !
Aufruf der Hommunletieehen Partei %u den Wahlen und der Volkeabetlmmung am iS . Mai

Wahlberechtigte Männer und Frauen Südbadens !
Am 18. Mai werden zum ersten Mal nach der furchtbaren Zeit des Hit¬

lerterrors und der Unterdrückung Jeder politischen Freiheit in direkten
Wahlen die Vertreter des Volkes bestimmt , die in den nächsten vier ]ah -
reif verantwortlich sein sollen , für die politische und wirtschaftliche Neu¬
ordnung unseres Landes . Gleichzeitig soll darüber abgestimmt werden ,ob die von der Mehrheit der Beratenden Landes Versammlung angenom¬
mene Verfassung ln Kraft gesetzt und als Norm für die Rechte und die
Plhchten des Einzeln und der Gemeinschaft festgeiegt werden soll .

Die Kommunistische Partei fordert alle fortschrittlichen Männer und
Frauen Südbadens auf , gegen den Verfassungsentwurf , der von der
Christlich -Sozialen Volkspartel und den Demokraten angenommen wur¬
de , zu stimmen , weil er keine Voraussetzungen schafft zur Ueberwindung
der gegenwärtigen Not und die Herrschaft des Volkes in unerträglicher
Weise einschränkt .

Oberst« Grundsatz Jeder demokratischen Ver¬
fassung muß nach Ansicht der Kommunisten sein:

Alles mit dem Volk , durch das Volk ,
iür dds Volk.

Die von der Christlich -Sozialen Volkspartel nnd
den Demokraten vorgeschiagene Verfassung macht
diese Grundforderung unmöglich .

Das Badische Parlament. der Landtag, der nach
unserer Auflassung die oberste Instanz in allen
Fragen, die das Geschick de» Volkes angeben.. „ . Die Kommunistische Partei war die einzige Par¬tein sollte, Ist bei der Durchführung der von , tei. die in der Beratenden Landes Versammlungihm beschlossenen Gesetze auageschaliet. Et hat Anträge gestellt hat , deren Durchführung , Eurenicht das Recht, die Maßnahmen der Regierung
und der Verwaltung zu kontrollieren nnd die
Rechtsprechung im Staate zu überwachen. Das be¬
deutet , daß in Wirklichkeit die Bcanneabnrokra-
de , schon früher und auch kn Dritten Reich

die Demokraten haben es außerdem abgelehnt,daß die Betriebe der Kriegsverbrecher nnd baupt- kein Olfizier und kein General, irgend eine Pen
schuldigen Nationalsozialisten ohne Entschädigung
in dns Eigentum der Gemeindnn, der . Kreis« und
des Staates , übergehen und die Großbanken und
Verslchcrungsuntcmehmungen unter Aufsicht und
Verwaltung des Staates gestellt werden. Dadurch
haben sie »ich schützend vor die großen Nazis
die Exponenten d*r kapitalistischen Wirtschafts¬
ordnung, gesteitt.

Badische Bauern 1

haben beantragt , daß den Bauern der von Ihnen
durch intensive Arbeitsleistung Über das Ablie¬
ferungssoll erzielte Mehrertrag garantiert Wferden
und zu ihrer freien Verfügung bleiben soll. Sie
haben einen Artikel in der Verfassung gefordert,durch den Grundbesitz , der vernachlässigt oder
zu Spekulatlonsswecken und zur Kapitalanlagemißbraucht wird, ohne Entschädigung eingezogenund landarmen Bauern zugewiesen wird. Die
Christlich-Soziale Volhspartei und die Demokra¬
ten haben diesen Antrag abgelehnt.
Ausgebombte und Flbchtliuge , Kriegs¬

hinterbliebene und vom National¬
sozialismus Verfolgte I

Die Mehrheit der LandesVersammlung hat esnicht für notwendig erachtet , durch besondere
Bestimmungen der Verfassung die Verpflichtungdes Staates , für Euch zu sorgen, anzuerkennen.Dt« Kommunisten haben gefordert , daß kein ar¬
beitsfähiger Berufssoldat der früheren Wehrmacht,fl ;

‘
sion oder Rente vom Staat beziehen darf. Die
Christlich-Sozial« Volkspartel und di« -Demokra¬
ten haben die Aufnahme einer solchen Bestim¬
mung in die Verfassung unmöglich gemacht.

Frauen und Mütter unseres Volkes !
Di« Kommunisten haben von Anfang an Vor¬

schläge gemacht zur Sicherstellung unserer Er-
näurung. ihr verspürt es aber täglich, daß die
unzulänglichen und unzuverlässigen Maßnahmen
des christlich -sozialen Landwirtschaft«- und Er-
nährungsministeriums in der früheren Lande » ver-

_ . . . . waliung, das sich um diese Vorschläge nicht küm-
Lage verbessern könnte. Sie haben gefordert, daß - inerte, eine Ernäbrungskatastropbe ver-durdt die rechtzeitige Bereitstellung und Neube- Jursachten , die Euch verzweifeln läßt . Ihr habt inSchaffung von Saatgut und Kunstdünger, durch j unserer Zeitung gelesen, wie vor allem die Christ-Zuweisung von Arbeitskräften , Ausgleich der i lich -Soziaie Volkspartel durch die Ablehnung— - - - - . , ZugviehbestBnde, dureb Belieferung mit Betriebs- eines Artikels gegen eine neue Militär -die Funktionen des Staates maßgeblich bestimmte, ; mittein der Landwirtschaft geholfen werden soll , dienstpflicht die Möglichkeit offen lassenauch weiterhin in Verwaltung und Justiz tote sie haben gefordert, daß durch eine Boden - wollte, daß Eure Männer und Söhne über einreform die großen Güter der Fürsten undj Wehrmeldeamt noch einmal hätten gezwungenGrnndherren . die Euren Vorfahren das Land auch <werden können, Soldat zu werden, die Waffen in

Herrschaft susübL Ein Staatsgericbts -
h o f, der sich ans fünf unabsetzbaren, auf Le¬
benszeit zu diesem Amte bestimmten Fachjuristen . in Baden weggenommen haben, entschädigungslos J die Hand zu nehmen und Kriegsdienste zu leisten,zusammengetzt, die von niemandem zur Verant- enteignet , anfgeteilt und den bisherigen räch - 1Nur der entschlossene Protest der Kommunistenfern, den Bauernsöhnen and tüchtigen Umsied - hat diese Absicht der Partei, die sieb so viel aufwortung gezogen werden können, entscheidet dar*
über, ob die von den Volksvertretern beschlos¬
senen Gesetze verfassungsmäßig sind oder nicht,
ob etwa eine durch eise Volksabstimmung bean¬
tragte Veränderung der Verfassung durchgeführt
werden kann oder nicht, ob eine politische Par¬
tei ihrem Programm and Ihrem Verhalten nach
als demokratisch angesehen werden kann oder
nicht !

Arbeiter und Angestellte , Tedmiker
und Ingenieure I

Die Bestimmungen der Verfassung über die
zukünftige Ordnung unserer Wirtschaft
bieten keine Gewähr dafür, daß Ihr durch die Ge¬
werkschaften und Betriebsräte cm entscheidendes
Mitbeslimmungsreciu bd der Regelung der Lohn -
und Arbeitsbedingungen _

sowie über die zukünf¬
tige wirtsciiältliche Entwicklung der Betriebe nos-
fibea könnt . Die Unternehmer wollen nach wie
vor Herren im Hause bleiben, obwohl ihr die
Hauptlast heim Wiederaulbau unserer Wirtscbait
tragen müßt. Die Christlich-Soziale Volkspartei
und die Demokraten lehnten es ausdrücklich ab.
Euch diesen entscheidenden Einfluß zuxugeste-
hcn. Sie denken nicht daran, den 'planmäßigen
Einsatz der uitfr-oach der Wtedergutmachungsver-
pflichtung noch übrig bleibenden Produktionsmit¬
tel, der Maschinen und Rohstoffe, zur Ueberwin¬
dung der gegenwärtigen Not und de# ungeheuren
Mangels an den wichtigsten Bedarfsgütern anter
staatlicher Kontrolle nnd Lenkung in der Verfas¬
sung zu garantieren . Sie wollen möglichst schnell
die „freie Wirtschaft“ wiederhaben, um aus der
Not der werktätigen Massen neues Kapital zu
schlagen nnd Gewinne einzuheimsen. Sie haben
es abgelehnt, die Ueberführung der für das Le¬
ben unseres Volkes notwendigen Bodenschätze,
der wirtschaftlich nutzbaren Naturkrifte , der rob-
stoffschaffenden Betriebe und der gemeinnützigen

lern als rererbbares Eigentum übergeben werden
sollen. Der riesige Waldbcsitz dieser Herrschaftenaber soll nach den Vorschlägen der Kommunisti¬
schen Partei in das Eigentum der Gemeinden nndde» States übergehen. Die, Christlich-Soziale
Volkspartei und die Demokraten haben es abge¬lehnt. die Durchführung dieser Forderung in der
Verfassung in gewährleisten. Die Kommunisten

ihr« christliche Frömmigkeit einbildet, vereitelt.
Die Kommunistische Partei ist der Auffassung,daß ln den staatlichen Schuten alleKmdcr unseres Volkes ohne Rücksicht auf die re¬

ligiöse oder weltanschauliche Einstellung der El¬
tern gemeinsam erzogen werden sollen zu selb -

{Fortsetzung auf Seite 2)

Sozialistische Einheit
Einstimmige Beschlüsse in Nord Württemberg , Nordbaden und Hessen

Wie wir bereits in unserer letzten Nummer mit IEin zweites Mai werden wir an dieser Erfahrungwenigen Zeilen berichteten , haben die Landes - genug haben und müssen mit allen Kräften zabezirkskonferenzen der genannten Gebietsteile die ' einer Vereinigung der deutschen Arbeiterschaft
Vereinigung KPD-SED in Stuttgart, Mannheim nnd hinarbeiten ." Das politische Referat hielt Franz- ■- l . .. . _ . . Dahlem. Er ging in seinen Ausführungen davon

aus , daß es in der Jetzigen Lage Deutschlands ge¬fährlich sei, zum Spieiball der internationalen
Interessenkämpie zu werden. Es wäre ln unserersteht uns leider nicht der Platz zur Verfügung, Lage das Wünschenswerteste , wenn die Alliiertenum die uns von mehreren Stellen zur Verfügung; selbst za einheitlichen Beschlüssen in der deut-gesteliten Berichte abzudrucken. In Kürze sei je- ‘

doch von den einzelnen Bezirkskonferenzen be¬
richtet :

Offenojch einstimmig beschlossen. Nunmehr lie¬
gen uns genaue Bericht* vor , aus weichen wir die
spontane Begeisterung entnehmen können, die zudiesen Einigungsbeschiiissen geführt haben. Es

sehen Frage kämen. Zu erwähnen ist noch »eine
Feststellung , daß die Orientierung der SED wedervom Osten noch vom Westen ausginge und daß

Mannheim. Der Bezirkspartekag der KPD wurde ^ Orientierung kennt, die heißt :
von dem Gen. Paul Sehreck eröffnet . Zn diesem ueutscn ‘aaa ’
war Erich Gniffk« vom Zentraivorstaiid der SED ,Berlin, erschienen , der aoeb das politische Refe-

Qffmbach . In Anwesenheit von 405 Delegiertender KPD und 4S0 Gastdelegierten , darunter 129rat hielt Er betont« in seinen Ausführungen, daß Sozialdemokraten nnd 194 Parteilosen , wurde un-die Herstellung der Sozialistischen Einheit die ter begeisterter Zustimmung einmütig der Grün-
Voroussetzung dazu sei. die Demokratisierung, {dungsousschuß zur Bildung der SED in Hessen
Entmilitarisierung und politische Säuberung in gewählt. Im Mittelpunkt der Tagung stand dasDeutschland durchzuführen . Gen . Gniffke wandte von den Gegenwartsaofgahen durchdrungene Be¬sieh ferner gegen die aufgesteiiten Behauptungen,daß die SED in der Ost-Zone nickt auf demokra¬
tischer Grandlage gebildet worden »ei und be-

Unternebmen in das Gemeineigentum durch die ( merkte als ehemaliger Sozialdemokrat, daß sämt-
Verfassung zu gewährleisten. Sie sind gegen die j liehe SPD-Funktionär* der Vereinigung mit der
Demokratisierung und Sozialisierung, sie wollen KPD vor einem Jahr zugestimmt md dieses mit
den Ertrag der Arbeit Aller nicht Allen zugute
kommen lassen und ihre wirtschaftlichen Vor¬
rechte auf Kosten der breiten Massen sicherge-
«teilt wissen. Das haben sie in ihrer Verfassung
verankert . Die Christlich-Soziale Volkspartel nnd

der gleichen Begeisterung wie die KPD-Funktio-
näre getan hättea

Stuttgart . An dem Bezirksparteitag Nordwärt-
tembergs nahmen die Mitglieder des ZentraLsekre-
tariates der SED , Franz Dahlem und ERi Schmid.
teiL Mit ganz besonderer Wärme wurde außerdem
der ehemalige sozialdemokratische Innenminister

ferat de« Gen . Walter Ulbricht vom Zentralvor-
stand der SED . Berlin, und ein von tiefer marxisti¬
scher Erkenntnis getragener Rückblick auf die
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung des
Gea Paul Kehthöfer . Die auf dieser Landeskon¬
ferenz angenommene Ern Schließung lautet : 1. Die
KPD — Land Hessen — beschließt , mit ihrer gan¬zen Mitgliedschaft an der Schaffung der Sozia¬
listischen Einheitspartei Deutschlands in Hessen
teilzunehmen und beauftragt den Landesverstand,über die Genehmigung mit der amerikanischen
Militärregierung zu verbandela 2. Die Landes -
deiegJerteakoaferenz begrüßt die Bildung eines
Griindungsansschusses der SED in Hessen und ver .Verfassungsentwurf angenommen H„ s venedty, begrüßt Dieser »teilt« rntehte^ dUMitlriteScw*

“^ ™Tübingen (Sfidena ) . Die verfassunggebendejfn seinem Referat die Frage: „Warum sind wir
Versammlung von Württemberg- Hohenzoilern hat
den Verfassungsentwurf für Württemberg-Hohen¬
zoilern in letzter Lesung mit- den Stimme» der
CDU tmd der SPD angenommen. Dagegen stimm¬
ten Kommunisten und Demokraten.

lieber den Wortlaut des Verfassungsen‘wurfs .
der damit vom Staatssekretariat und von der .
Versammlung gebilligt ist, wild am IS. Mai im ! kämpfen , dann wäre dieses entsetzlich Elend nicht

ige
für die Einheit der Arbeiterklasse ?" und gab dar¬
auf die Antwort : „Weil wir au* der Vergangen¬
heit gelernt haben, well die Spaltung der Arbeiter¬
schaft mit dazu beigetragen hat. daß Hitler an die
Macht kommen konnte. Wenn wir damals einig
gewesen wären und hätten es als unsere Haupt¬
aufgabe betrachtet , gegen den Faschismus zu

Kräfjpn au unterstützen und die Grundsätze nnd
Ziele der SED in dan weitesten Kreisen der Be¬
völkerung s« propagieren.

Am Ende aller drei Bezirksparteitage wurde un¬
ter stürmischer Begeisterung das alte Sozialisten-
Ued „Brüder, in eins non die Hände" gesungen.
Wir befinden uns auf gutem Wege und hoffen,daß die Einheit der deutschen Arbeiterschaft wei-

Volkseruscbeid abgestinunL | über unser deutschst Vaterland hereingebrochea. tesa Erfolge erzielen möge.

Dis politifdie 5äubecung
in BfiöbaOen

Ende April 1946, also vor einem Jahre , erklärte
sich die Kommunistische Partei auf Anfrage der
Militärregierung bereit , durch den Genossen
Eckert den Vorsitz de « obersten KontroUausschus-
ses für die politische Säuberung im Lande Süd¬
baden zu übernehmen, der sich aus je einem Ver¬
treter der vier zugelassenen Parteien , also der
CSV, der Demokraten, SPD und KPD zusammen¬
setzte. Dieser Ausschuß sollte die Organisation
deT politischen Sänberung, die Untersuchungs-,
Feststellungs- ' und Ermittlungsausschüsse in den
21 Kreisen des Landes und die bei den Ministerien
bestehenden SäubeningsJiouunissionen ln Freiburgauf ihre Zuverlässigkeit hin überprüfen , die
Durchführung der politischen Säuberung beschleu¬
nigen und Vorschläge zur Verbesserung ihrer Me¬
thoden machen . Die Entscheidungen im Säube-
rungsverfahren aber wurden auch nach der Ein¬
setzung dieses politischen Kontroilausschusses aus¬
schließlich von den Säuberungskommissionen beim
Kultusministerium, Innenministerium , Wirtschafts¬
ministerium und Landwirtschaftsministerium ge¬fällt, soweit nicht Sonderkommissionen, wie z. B.für die Universität . , für die Aerzte, die Justiz ,die Banken und Versicherungsgesellschaften be¬
standen, die den für sie zuständigen Personen¬
kreis in eigener Regie einer politischen Säuberung
unterzogen. Der Konuollausschuß hatte . weder
Einsicht ln den Umfang noch in die einzelnen
Ergebnisse der Säuberungsaktion , die zur endgül¬
tigen Genehmigung von den Säuberungskomtpis-
sionen der Ministerien direkt der Militärregierung
vorgelegt wurden. Der Kontrollausschuß hatte
nicht das Recht', von sich aus die gefällten
Entscheidungen der Säuberungskommissionen
zu überprüfen odeT zu ändern , es sei denn — wie
das * in relativ «ehr wenigen Fällen praktiziert
wurde —, daß die Militärregierung bei einer
schwierig zu übersehenden Lage seinen Vorschlaganforderte . Alle in solchen Fällen vom Kontroll¬
ausschuß abgegebenen Beurteilungen und Be¬
schlüsse wurden einstimmig von allen Vertretern
der vier Parteien gefaßt.

Sehr bald wurde es bd den von dem. inzwischen
zum Staatsrat für politische Säuberung ernannten
Genossen Eckert durchgefiilmen Besprechungen
mit den Untersuchungsausschüssen in den Kreisen
und den Säuberungskommissionen in Freiburgklar , daß die politische Säuberung im Gestrüppeiner schematischen Behandlung der Fälle Im zen¬
tralen Verwaltungsverfahren nicht vorwärtskom¬
men konnte. Die von den Kreisen, die keine Ent¬
scheidung treffen konnten , vorbearbeiteten Akten
häuften sich zu Zehntausenden in den Zimmern
der Säuberungskommissionen der Ministerien , die
ohne einheitliche Richtlinien nur allzu leicht ge¬
neigt waren, ihre Entscheidungen nach formalen
Gesichtspunkten zu treffen und damit in die Ge¬
fahr kamen , die große Zahl der kleinen Nazis bis
hinunter zum Farrenwärter und zum Fuhrknecht,bis zur kleinen Stenotypistin und zum Portier,bis zum Feuerwehrmann und Nachtwächter zu
verdonnern, aber die großen Nazis mit fast sau¬beren Fragebogen und einem Bündel entlastender
Zeugnisse zu schonen . Berufung«- und Revlsions-
möglichkeiten bestanden nicht . Die Verhandlungenwaren nicht öffentlich und e» gab keinen Anspruch
des Betroffenen auf rechtliches Gehör.Wenn schon die politische Säuberung wegender totalen Niederlage, der bedingungslosen Ka¬
pitulation und der sich daraus ergebenden Beset-
zung Deutschlands, auch Badens, nicht als revo¬
lutionärer Akt der deutschen Antifaschisten
gegen ihre Peiniger und Unterdrücker vor dem
endgültigen Zusammenbruch der Hitlerherrschaft
durchgefuhrt werden konnte, der sein Recht in
sich selbst getragen hätte , dann sollte nach der
Auffassung der Kommunistischen Partei unter
allen Umständen der politische Charakter der
Entnazifizierung nicht im Wüste willkürlicher
Entscheidungen und schwer zu übersehender , zu
verschiedenen Zeiten gegebener Erlasse verloren
gehen und die politische Säuberung darum auf
eine klare Rechtsbasis gestellt werden . Aus die¬
sem Grunde arbeitete Genosse Eckert einen
Gesetzentwurf aus , der schon im Jurri 1946
in «einer ursprünglichen Fassung vorlag . In sei¬
nem ersten Abschnitt schlofc dieser Entwurf sich
eng an das matertelle Recht des Gesetzes in der
amerikanichen Zone an , aber im zweiten Teil sah
er seine Organisation und ein Verfahren vor,nach dem die politische Säuberung sowohl in der
ersten , als auch in der zweiten Instenz nach
unserer Ueberzeugung längst mit Erfolg und ge¬recht durchgefuhrt wäre.

1 . Rer lose Erfassung der Betroffenen durch
«in einfaches Meldeverfahren und Kor>‘rolle
eines aus den Kreisen der Antifaschisten zu
ernennenden Säoberungsinspektors .
2. Ausschaltung aller Sonderausschüsse .
3 . Zusammensetzung der Säuberungsorgane
aus je e rnem Vertreter der 4 Parteien und
einem Vertreter der Gewerkschaften (In¬
nungen oder Berufsverbände) .
4. Anspruch jedes Betroffenen auf rechtliches
Gehör.
5. Individuelle Behandlung jedes Falles durch
den Kreisausschuß, »der in erster Instanz
selbst Entscheidungen zu treffen berechtigtsein sollte.
6. Oeffentlichkeit des Verfahrens .
7. Recht der Berufung gegen alle Entschei¬
dungen. die auf Antrag und nach Prüfungdurch den Obersten Kontrollausschuß als un¬
gerecht oder unzulänglich erkannt wurden.
8. Einrichtung von drei Benifskammern in



FmÄmrg, «9« in zwefter Instanz mdftMg
entscheiden sollten.
9. Ueber die in den Internierungslagern fest¬
gehaltenen Nationalsozialisten , die zum Teil
weniger belastet sind als andere , die sich in
Freiheit befinden , sollten durch deutsche
Säuberungskommissionen nach den Bestim¬
mungen des Gesetzes ebenfalls endgültige
Entscheidungen gefällt werden.

10. Die letzte Kontrolle und die Durchführung
aller Entscheidungen sollten bei dem obersten
Ausschuß für die politische Säuberung des
Landes liegen.

Dieser Gesetzesentwurf des Genossen Eckert ,
dem die Vertreter der drei übrigen Parteien int
Kontollausschuß einmütig zustimmten, und der
die Billigung der Kommunistischen Partei fand,
wurde zunächst* bei den durchgeführten Tagungen
der Kreisausschüsse im ganzen Lande diskutiert
und fand , auch dort überall Zustimmung. Darauf¬
hin wurde er der damaligen Landesverwaltung,
deren Mitglied Genosse Eckert war, vorgelegt,
von dieser nach ausgiebigen Beratungen ohne
wesentliche Aenderungen am 21 . August 1946 an¬
genommen und der Militärregierung zur Genehmi¬
gung überreicht. Am 16 . Oktober entschied die
Militärregierung, daß der Entwurf nicht zum Ge¬
setz erhoben werden könne, weil une Verände¬
rung des bisherigen Verfahrens in diesem Zeit¬
punkt die Gefahr einer Hinausschiebung des End¬
termins der politischen Säuberung zur Folge ha¬
ben könne . Dieser Entsdiluß wurde der Militär¬
regierung dadurch erleichtert , daß die CSV trotz
der vorhergegangenen Zustimmung hrer Vertreter
in der Landesverwaltung nachträglich erklärt
batte , daß sie , die bei den inzwischen durch-

•
Vorwärts für die sozialistische Einheit

geführten Wahlen 2ie etlritatw Parte! geworden
war , diesem Gesetz nicht ihre Zustimmung geben
könne. Genosse Eckert erbat daraufhin in lieber-
einsthnmung mit dem Landesvorstand der Kom¬
munistischen Partei am 22. Oktober 1946 seinen
Rücktritt als Staatsrat , weil es ihm ohne die
Grundlage des Gesetzes unmöglich erschien , das
Ziel unserer Partei , die kleinen » Pgs au entlasten,
die großen aber schnell und nachdrücklich zur
Verantwortung zu ziehen, zu erreichen.

Wie armselig und verächtlich erscheint diesen
einwandfreien Tatsachen gegenüber das von der
CSV auch bei diesem Wahlkampf zum neuen
Landtag praktizierte bauernfängerische Agia-
tionsbedürfnis , Landauf , landab behaupten die
Redner ,der CSV, an den vielen , auch nach unserer
Meinung vom Volke als ungerecht empfundenen
Verurteilungen der kleinen Nazis, eien die Kom¬
munisten , die Sozialdemokraten , die Gewerk¬
schaftler aber in erster Linie der Genosse Eckert
schuld . Die Ursache der Unzulänglichkeiten man¬
cher Entscheidungen war das Fehlem - iner gesetz¬
lichen Grundlage und eile Notwendigkeit auch un¬
ter den unzureichenden Voraussetzungen die po¬
litische Säuberung zu einem schnellen Ende zu
bringen. Nach dem von der Militärregierung ge¬
nehmigten Rücktritt des Genossen Eckert über¬
nahm der Vertreter der CSV , Herr Streng, der
erst vor kurzem zum Staatssekretär für die Ju¬
stiz ernannt wurde, als Staatskommissar für die
poiitisthe Säuberung den Vorsitz des Ausschusses.
Selbstverständlich hat die CSV schon vorher durch
diesen ihren Vertreter an allen Beratungen und
Entschließungen des Kontrolieusschusses teilge¬
nommen.

Die BCSV trägt , wie schon gesagt, die Verant-

W ahlkreistagung in Freiburg
Unter dieser Losung tagte am 20. April die

Wahlkreiskonferenz der Kommunistischen Par¬
tei. Dabei wurde zur vorgelegten Verfassung und
zur Aufstellung der Kandidaten für den Wählkreis
Stellung genommen.

'
Der Referent , Gen. Fels (Freiburg) wies in

seinen Ausführungen daraufhin , daß die vorge¬
legte Verfassung den augenblicklichen Nöten und
Sorgen der Bevölkerung nicht Rechnung trägt . Die
Kommunistische Partei könne deshalb die vorge¬
legte Verfassung nicht annehmen. Notwendig sei,
die Enteignung der Kriegsgewinnler, der Groß¬
grundbesitzer, eine wirkliche .Entnazifizierung,
die Demokratiserung von Staat and Wirtschaft,
um so die Grundlage für eine possitive Verände¬
rung unserer Lebenslage zu schaffen. Im Gegen¬
satz dazu gibt die vorgelegte Verfassung den
Unternehmern das Vereinigungsrecht, sichert die
Positionen der Reaktion mit Staatsgerichtshof und
Ständerat ; womit man versucht den Willen des
Volkes auszuschalten.

Im Schulwesen lasse man geschickt eine Hinter¬
tür offen , um im geeigneten Moment die Konfes¬
sionsschule Tatsache werden zu lassen.

Die Dreiteilung der Gewalten soll gesetzlich
verankert werden. In diesem Zusammenhang
wurde zu der in der Versammlung der Opfer auf¬
gerufenen Frage, daß Steng, auf Grund seiner Tä¬
tigkeit während des Dritten Reiches untragbar als
Justizminister ist , voll unterstüzt

Die Kommunistische Partei appelliere an alle
Wähler, diese Verfassung, die durch das unmittel¬
bare Mehr der CSV in der Beratenden Versamm¬
lung angenommen wurde, am 18 . Mai als volks¬
feindlich und undemokratisch abzulehnen. Die
Kommunistische Partei fordere die Ausarbeitung
einer Verfassung, bei welcher die breiten Schich-
en des Volkes zu Worte kommen, deshalb müsse

schnellstens die Schwäche , die in der Spaltung der
Arbeiterklassen zum Ausdruck kommt, überwun¬
den werden. (Anschließend sprach Gen . t Har:mann über die
Arbeit der Partei im Landkreis Freiburg. Beson¬
ders unterstrich er die Schwierigkeiten , welchen zu
uegegnen sei

Die bestehenden Ortsleistungsausschüsse kön¬
nen nicht als demokratische Einrichtungen betrach¬
tet werden, obschon gerade sie die wichtigsten
Entscheidungen in Jedem Dorfe zu treffen haben.
Der vom grünen Tisch der Ministerien ausgear¬
beitete Anbauplan stoße auf nicht wenig große
Schwierigkeiten.

Als Zusammenfassung der Diskussion wurde
nachstehende Resolution einstimmig angenommen.

Die vorgeiegte Verfassung schafft nicht
die Voraussetzung, die zur lieberwindung un¬
serer katastrophalen Verhältnisse, besonders
unserer Ernährungsiege erforderich ist . In
diesem Sinne hat die Kommunistische Partei
mit vollem Recht erklärt , daß unseren Ver¬
hältnissen «her Rechnung getragen worden
wäre, wenn sich das Volk ein Verwaltungs¬
statut gegeben hätte , welches di« Durchfüh¬
rung der notwendigen Maßnahmen, insbe¬
sondere der Bodenreform, der Auflösung der
Monopole und Konzerne, der Schulreform, der
Festlegung «iner umfassenden Wirtschafts¬
planung im Interesse eines baldmöglichst«a
Aufbaues , der Sicherung unserer Ernährung
und einer wirklich demokratischen Entwick¬
lung festgelegt hätte . Unserem Vorschlag
wurd« nicht entsprochen. Die Beratende Lan-
des Versammlung hat nun mit ihrer Christlich-
Sozialen Mehrheit eine Verfassung angenom¬
men, die diesen Erfordernissen nicht nur
nicht Rechnung trägt , sondern wesentliche
Abschnitte enthält , welche die Rechte des
Volkes so einengen, daß diese Verfassung
nicht als Ausdruck wirklichen Volkswil¬
lens angesehen werden kann. Dies kommt be¬
sonders zum Ausdruck durch di« vorgese¬
hene Schaffung eines Ständerat««, durch den
Einbau eines Staatsgerichtshofes , durdi die
Aufrechterhaltung der Dreiteilung der Ge¬
walten und des Berufsbeamtentums, durch
die Möglichkeit der Schaffung von Unter¬
nehmerorganisationen .

Mit derselben Mehrheit wurden ebenfalls
die von der SP und KP vorgesdilagenen Maß-
nahmen für eine systematische Planung und
durchgreifende Demokratisierung unserer
Wirtschaft abgelehnt.

Mehrheitlich abgelehnt wurde auch , unmiß¬
verständlich zum Ausdruck zu bringen, daß
Südbaden ein Teil der künftigen demckrati
scheu «kutschen Republik ist.

Aus diesen Erwägungen heraus hat die
Kreiskonferenz einmütig beschlossen, die
vorgeiegte Verfassung abzulehnen . Die Kreis¬
konferenz stellt in diesem Zusammenhangfest , daß die baldige Schaffung der SED für
ganz Deutschland die wesentlichste Voraus¬
setzung ist , des unerläßlichen Zusammen¬
wirkens aller demokratischen Kräfte um al¬
len reaktionären Bestrebungen Einhalt zu
gebieten.

• Für die Vorschlagslisten zu den Landtagswah¬
len wurden folgende Genossen .einstimmig ge¬wählt : Wahlkreis der Stadt Freiburg : Erwin
Eckert , Freiburg ; Käthe Setfried , Freiburg;
Max Faulhaber ,

‘
Freiburg ; Fritz Traub ,

Freiburg ; Alfred Müller , Freiburg. Wahlkreis
Freiburg-Müllheim; Jakob Treffejsen , Frei-
burg ; Wilhelm Heit zier , Umkirch; Bau mann
Müllheim ; Meier , Eschbach .

Wortung dafür , daS der Gesetzesentwurf des Ge¬
nossen Eckert zuerst hinausgezögert und schließ¬
lich abgelehnt wurde und dafür , daß von der
Militärregierung kurzfristige Termine zur Erle¬
digung der vielen Zehntausende in Freiburg la¬
gernden Akten gestellt werden mußten. In allen
Säuberungskommissionen aber , die sich dann im
Eiltempo unter Beibehaltung des von der CSV
sonst so verabscheuten „zentralisierten Prinzips'
dieser Aufgab « zu unterziehe« batten , saßen auch
die Vertreter der . Demokraten und der Christlich¬
sozialen Volkspartei, die zusammen oit den Ver¬
treter der anderen Parteien und der Gewerk¬
schaften die Entscheidungen fällten.

Und nun haben wir das Säuberungsgesetz, das
auf Anordnung des Kontrollrat« Nr. 38 basiert
Es ist in erster Linie der Kommunistischen Par¬
tei zu verdanken , daß die Möglichkeit einer Re¬
vision über den Staatskommissar oder den „por
litischen Beirat“ , wie der frühere Kontrollaus-
schuss jetzt heißt, füi' alle Betroffenen dann ge¬
geben ist , wenn die neu za bildenden Unter¬
suchungsausschüsse in den Kreisen, die jeden
einzelnen Fall aus persönlicher Kenntnis einzu¬
schätzen vermögen, ak Berechtigung eines Re¬
visionsantrages beim Staatskommissariat für die
politische Säuberung befürworten , das seiner¬
seits Uber die Zulassung der Revision entscheidet
Die Kommunistische Partei hat bei der Beratung
über das neue Gesetz den Antrag der „Freien
Jugend“ eingebracht, die Jugendlichen, die nach
dem 31 . Dezember 1917 geboren sind, als von den
Bestimmungen Uber die Entnazifizierung nicht
betroffen zu erklären .

Auf einen Antrag der Kommunisten Mn ist fer¬
ner beschlossen worden, die Militärregierung um
eine Amnestie für die in abhängiger Stellung
während ' der Nazizeit befindlichen kleinen Pgs
mit einem Einkommen unter 300 Mark zu bitten ,
soweit sie nicht als Hauptschuldige oder Belastete
anzusehen sind.

Die Kommunistisch« Partei hat gefordert , daß
in den zu erwartenden Ausführungsbestimmungen
zum Gesetz alle die Fälle vom Staatskommissariat

zur Revision zugelassen werden sollen, to den « !
wesentliche Unterschiede zwischen den Vorschlägen
der Kreisansschüsse Und den endgültigen Ent¬
scheidungen vorliegen. Di« Kommunisten hoffen,
daß in diesen Bestimmungeh der Anspruch der
Betroffenen auf persönliches Gehör festgehalten
wird. Sie bedauern , daß die von ihnen beantragt*
Oeffsntlichkeit des Sprtichkammerverfahrens nicht
erreicht werden konnte , die Verhandlungen unter
Ausschluß der Oeffentlichkeit stattfinden und daß
noch keine Bestimmungen über die politische Säu¬
berung der Interniertenlager durch deut¬
sche Instanzen veröffentlicht wurden.

Die Kommunistische Partei stimmte aber trotz
dieser Bedenken dem neuen Gesetz zu , weil sie
die Durchführung der politischen Säuberung auf
der Rechtsgrundlage einer Landesvefordnung für
zweckmäßiger hält als den bisherigen Zustand.
Ihre Vertreter werden in den neu zu bildenden
Untersuchungsausschüssen und den Spruchkam¬
mern mitarbsiten , um das politische Ziel der Säu¬
berung zu erreichen:

Alle die an der Vorbereitung, Errichtung and
Aufrechterhaltung der nationalsozialistischen Ge¬
waltherrschaft Schuldigen müssen zur Verantwor¬
tung gezogen und aus dem öffentlichen, dem Ver-
waltungs- und Wirtschaftsleben unseres Volke *
ausgeschaltet werden. Nur dadurch kann ein * *
der wesentlichsten Voraussetzungen für den Auf-
bau und die Sicherung einer neuen demokratisches
Ordnung ermöglicht werden.

Mögen die Redner der CSV, um den Eindruck
der Niederlage ihrer Partei bei den Verhandlungen
der Beratenden Landesversammluns übet die neu *
Verfassung zu verwischen, weiterhin Unwahrhei¬
ten gegen die Kommunistische Partei verbreiten
und gegen uns hetzen , mögen sie aus wahltakti¬
schen Gründen die „christliche Verantwortung“
bei der Wahrheit zu bleiben, vergessen, wir wer¬
den ihnen zu antworten wissen und dafür sorgen,
daß aus der politischen Säuberung nicht eine poli-
tisefce Rehabilitierung der Kreise wird , die schujd
sind an dem grauenhaften Elend, in das uns dis
Naziherrschaft gestürzt hat . '

Die Wahlparole der CSV zum 18. Mal

Selbstmord oder Gott"
rr

Freibarg, Ueber das letzte Wochenende fand
in der Universität die zweite Londestagung der
Ghristiich-Soziaien. Volkspartei statt Der Chef
der Partei, Ministerpräsident W o h 1 6 b , sagte in
seiner Eröffnungsansprache : „Ich trage keine Be¬
denken, zu Beginn den Schöpfer-Geist anzurufe « ,
dessen Fest die Christenheit in einigen Wochen
begebt, und ihn zu bitten , uns zu sein der le¬
bendige Quell, das Feuer and die ciebe , 1ha zu
bitten , uns beizustehen ln unserer großen Not
Ihn, den Herrn und Lebendigmacher. Nicht
mystische Innbrunst «i füllt uns , wen« wir dies

Der Wahlaufruf zum 18 . Mai / Ä
ständig denkenden u. verantwortungsbewußt han¬
delnden Menschen, die fähig and bereit stad, sich
in das Leben der Gemeinschaft unseres Volkes
einzuordnen und ihr mit allen Kräften za die¬
nen. Der Religion«, und Weltanschauungsunter'
riebt soll in voller Freiheit aach dem Wunsch der
Eltern von den dazu befähigten Erziehern als
ordentliches Lehrfach erteilt werden. Die Christ¬
lich -Soziale Volkspartei und die Demokraten wol¬
len, daß diese bewährte badische Simultanschule
schrittweise in eine christliche Konfessionsschule

Kommunisten kämpfen für Euch um eine bessere
und friedliche Zukunft Deutschlands in der Ge- '
meinschaft der Völker, und Ihr sollt uns dabei
helfen.

Wir wollten Euch schon mit 20 Jahren wählen
lassen und Euch die Möglichkeit geben, mit 23
Jahren in die Volksvertretung der Gemeinden, der
Kreise und de* Landes gewählt zu werden. Wenn
Ihr mit 17 Jahren schon und noch jünger als reif
genug erachtet wurdet, „für unser Volk'* zu ster

umgewandelt wird. Diese Parteien wollen also 1 80 solltet Ihr • jetzt wenigstens das Recht
schon die Jugend unseres Volke» aufspalten in ! iiaben, mit 20 Jahren mitzusprechen, wenn es sich
konfessionelle und weltanschauliche Gruppen und
dadurch eine wirkliche Gemeinschaft unsere» Vol¬
kes auch für die Zukunft unmöglich machen. Die
Forderung der Kommunistischen Partei , den Un¬
terricht an allen öffentlichen Grundschulen, den
höheren und den Hochschulen unentgeltlich zu er¬
teilen, und die Lehrmittel von Staatswegen un¬
entgeltlich zur Verfügung zu stellen, wurde von
der Christlich-Socialen Volkspartei abgeiehnt.

Die Kommunistische Partei tritt für die volle
Glaubens , und Gewissensfreiheit
ein und will niemanden am Bekennen und Aus¬
üben seiner religiösen Ueberzeugung oder Welt¬
anschauung hindern, sie fordert aber- einen Artikel
in der Verfassung, durch den der Mißbrauch der
Einrichtungen, Veranstaltungen and des seelsor¬
gerischen Einflüsse» der Kirchen za politischen
Zwecken verboten werden sollte. Die Christlich-
Soziale Volkspartei hat durch ihre Mehrheit ge¬
gen die Stimmen aller übrigen Parteien diese For¬
derung abgelehnt und damit zum Ausdruck ge¬
bracht, daß sieh in der bisherigen Praxis der
Kirchen, ihren religiösen Einfluß zur Unterstät¬
zung der Christlich -Soziale« Volkspartei geltend
zu machen, nichts ändern soll.

Badische Jugend , Jungarbeiter u . Jung¬
arbeiterinnen, Studenten u. Praktikanten!

Die Kommunistische Partei lat dl* Partei der
jungen Generation, die f*i Wahnsinn des Hitler
kriege« so furchtbare Opfer bringe« mußte. Die

um da« Schicksal und den Aufbau einer neuen
Ordnung unseres Volkes bandelt . 9

Die BSCV hat es abgelehnt. Euch dieses Recht
zuzugestehen. Die Kommunisten hatten außerdem
beantragt , daß den Jugendlichen für gleiche Ar¬
beit und gleiche Leistung der gleiche Lohn aus¬
gezahlt werden muß, die BCSV hat diesen Antrag
niedergestimmt

Badische Männer und Frauen I
Ihr Gebt wie alle unsere badische Heimat, aber

Ihr werdet keinen Augenblick vergessen, daß wir
alle Deutsche sind, und daß alle deutschen Stäm¬
me und Länder zusammengebören hn Glück und im
Unglück, hi der Schuld und in der Net, und daß
wir nur durch gemein « a*me Arbeit in
einem eialgen Deattchland einen Neu¬
anfang für eine bessere und friedliche Zukunft
finden können. Die Kommunistische Partei hat
darum den Antrag gestellt, ee möge* unmißver¬
ständlich in dar Verfassung zum Ausdruck gebracht
werden, daß das Land Südbaden ein Gliedstaat
der deutschen demokratischen Republik ist Die
Christlich-Soziale Volkspartei hot es abgefeimt,
dieses eindeutige Bekenntnis zu Deutschland ab¬
zulegen. Sie will , daß Baden «or in einer losen
Verbindung mit den übrigen deutschen Ländern
sie autonomer Kleinstaat dahinvsgitiere.

Au» allen dinsen Gründen darf diese Verfassung, die weder demo¬
kratisch ist, noch die Voraussetzungen zu schaffen vermag , die Not un¬
seres Landes zu überwinden , nicht angenommen werden.

Badische Männer und Frauen, lehnt es ab , dieser Verfassung Eure
Zustimmung zu gebenl

Wählt einen neuen Landtag, indem die 'absolute Mehrheit der rück¬
wärts gerichteten, unfähigen und schwankenden Christlich - sozialen
Volkspartei gebrochen wird!

Sorgt dafür, daß die Kommunistische Partei , die sich rückhaltslos für
die wahren Interessen des Volkes eingesetzt hat , so viele Vertreter in
den neuen Landtag zu schicken vermag, daß eine neue Verfassung ge¬
schaffen werden kann , die das Recht des Volkes , seine Geschicke selbst
zu bestimmen, und die gesetzlichen Voraussetzungen zur lieberwindung
der Not und des Elends unserer Zeit sicherstellt.

Der Landesvorstand der
Kommunistischen Partei Südbadens
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aussprechen, sondern nüchterne Klarheit, daß wir
io unserem persönlichen, also auch

hn politischen und wirtschaftlichen, d. h.
im Staatsleben, mit unserer Weisheit am
Ende sind und ohne Got'tes Hilfe nicht
weiterleben könen.“

Der Tagung wurden anstelle eines Programme#
13 Wirtschaft»- und sozialpolitische „eitsätze vor¬
gelegt, wobei über Materialismus, Kapitalismus,
Liberalismus und Marxismus stark diskutiert
wurde. Auf sozialem Gebiet dürfe man sich nicht
mit Notbehelfen zufrieden , geben , sondern müsse
zu einer durchgreifenden sozialen Neuordnung
kommen, wobei sehr heftige Kritik und radikal*
Töne von der Opposition , insbesondere von der
Jugend angeschlagen wurden. Bemerkenswert ist,
daß dabei über die „sogenannten überpar*
{etlichen Gewerkschaften“ gesprochen wurde .

In seinem Referat wandte sich Wohieb gegen
die entfesselnde Demokratie , womit er
insbesondere gegen den kommunistischen Ver¬
fassungsentwurf polemisierte, der töchste Sou¬
veränität des Volkes in der Konzentration der
Volksvertretung sehe und in der starken Forde¬
rung nach der Einheit Deutschlands. Die CSV be¬
kenne sich zu einem föderativen Deutschland.

Zur Entnazifizierung stellte - Wohieb die Be¬
hauptung auf , daß die Reinigungskommissionen
„mehrheitlich links" gerichtet gewesen seien und
daß „die Urteile vom Büro der Denaziflkation noch
verschärft werden, da Deutsche selbst dazwischen-
treten und aus rein sachlichen Beweggründen ,
wie man so schön sagt, einen absehießen.“

Zur Ernährungskatastrophe wurde eine Ent¬
schließung gefaßt , in der es heißt : „Seit einigen
Wochen hat die Ernährungslage beängstigenden
Charakter angenommen infolge des Fenicns von
Kartoffeln im Zusammenhang mit den überaus
geringen Zuteilungen an Fett, Fleisch und son¬
stigen hochwertigen Nahrungsmitteln. Auf Grund
der jetzigen Zuteilungen ist die Bevölkerung von
einer akuten Hungersnot bedroht “

Als Wahlparole gab der Chef der Partei fol¬
gendes aus :

„Es gibt nur zwei Wege ;
Selbstmord oder Götti
Wir wählen Gott!“"

„Dieser Weg werde begangen, ob uns die Umwelt
noch so bekämpfe oder verlache.

"
I« der Verteidigung des stark angegriffene*

Landesvorstanues und seiner „Schloßberg - Politik“
erklärte Wohieb „so ganz unfähig ist Ihr Landes¬
vorstand nicht gewesen." Die Forderung, daß die
Minister nicht gleichzeitig Farteivorstandsmitgiie-
d«r s«ia sollten , lehnte er ab.

Usber die Verfassung und die Wahl referierte
Oberstudienrat Dr. Person . Die Politik der
CSV sei vom Metaphysischen her orientiert und
bekämpfe die marxistischen Bestrebungen.

Dem Parteitag wurde ein Schreiben . des Erz¬
bischofs Dr. Gröber zur Kenntnis gebracht, in dem
dieser der CSV für ihre christliche Treue danke.

Der Landesgeschäftsführer Rohrer berichtete,
daß 788 Gemeindegruppen bestehen. In den Vor¬
stand wnrden gewählt: Präsident Wohieb , Ober¬
bürgermeister Schneider (Konstanz) , Staatssekre¬
tär Hilpert, Staatskommissar Dichtei . Dr. Person,
Ministerrat Dr. Fleig , Gewerkschaftsführer Vogel
u. a. Unter den Beisitzern ist der ehemalige Ju-
stisminister Zürcher.

Doppelte Sommerzeit
Berlin. Der Kontrollrat hat bestimmt, daß

am 11 . Mai in ganz Deutschland die „doppelte
Sommerzeit“ eingeführt wird. An diesem Tage
um drei Uhr morgens werden die Uhren also
noch einmal um eine Stunde vorgestellt.
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Schafft Recht für die Frauen !
Käthe Seifried (KP) sprach in der Landesversammlung Ober die Rechtsstellung der Frau und Mutter

Das persönliche Leben der Fran ist festgelegt
durch die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz¬
buches, insbesondere durch die Bestimmungen desv
Familienrechts. Unser Bürgerliches Gesetzbucĥ
Ist im Jahre 1900 in Kraft getreten. Das Familien¬
idyll. das dem Familienrecht zugrunde gelegt
wurde, entsprach schon damals nicht mehr den
tatsächlichen Verhältnissen. Die Arbeiterfrauen
standen bereits jahrzehntelang in der Fabrikarbeit
Mädchen aus bürgerlichen Familien wurden mehr
und mehr berufstätig . Trotzdem schuf “ man ein
Familienrecht für die kapitalistisch-patriarchali¬
sche Familie, die ausschließlich vom Mann und
Vater beherrscht wurde. Man schuf z. B . ein ehe¬
liches Gütenecht , in dem das eingebrachte Ver¬
mögen der Frau , die sogenannte Mitgift, eine un¬
geheure Rolle spielte , während der Arbeitsver¬
dienst der Frau und seine rechtliche Bedeutung
kaum erwähnt wird.

Zwei Gebiete im bürgerlichen Recht berühren
die Frau ganz besonders: Ihre Stellung als Ehe¬
frau und ihre - Stellung als Mutter. Ueber den
allgemeinen Bestimmungen, die das Wesen der
Ehe regeln, steht gleichsam als Ueberschrift „Dem
Mann steht die Entscheidung in allen das gemein¬
schaftliche Leben betreffenden Angelegenheiten
zu." Dieser Grundsatz wirkt sich z . B . bei der
Beurteilung der Aufgaben und Pflichten der Frau,
und bei der Schuldfrage im Scheidungsprozeß aus .

ln dem sogenannten „ehelichen Güter -
recht ‘‘ heißt es : „Der normale Güterstand , also
die vermögensrechtlichen Verhältnisse, in denen
die Ehegatten leben , wenn sie keine besonderen
Vereinbarungen treffen , ist der sogenannte Gü¬
terstand der Verwaltung und Nutznießung
Mannes." Das bedeutet , daß mit Ausnahme von
bestimmten Vermögensmassen, über die die Frau
allein verfügen kann — ihr Arbeitsverdienst und
bestimmte , z. B . ersparte Varmögensgegenstände
— , im großen und ganzen der Mann die Ver¬
fügung bat , Insbesondere auch über das Ver¬
mögen , welches die Frau in die Ehe mitbnngt .
Das wirkt sich aus, wenn kein Vermögen , keine
Mitgift kein Bankkonto im landläufigen Sinne
vorhanden Ist Im täglichen Leben kann die Frau
allein überhaupt keine entscheidende vermögens-
rechtliche Verfügung treffen , weil eben nach
außen hin . immer zunächst die Vermutung be¬
steht , daß die Frau zu dieser Verfügung nicht be¬
rechtigt sei . Diese Regelung spielt eine Rolle in
Jeder Durchschnittsehe und wird insbesondere
dann akut , wenn es zu Auseinandersetzungen oder
gar zu einer Scheidung kommt. Wenn die Frau
fleißig und treu und sparsam durch ihre Mit¬
arbeit im Berufsleben es z. B . ermöglicht hat ,
ein Häuschen zu kaufen und der Besitz auf den
Namen des Mannes eingetragen wird , so muß sie
bei einer Scheidung auf ihre ganze Lebensarbeit
verzichten und steht dann plötzlich vor dem
Nichts.

Dieser Zustand ist untragbar und steht lm Ge¬
gensatz zu dem Grundsatz der Gleichberechti¬
gung der Geschlechter, genau wie folgende Tat¬
sache : Stirbt der Mann dann hat die Frau die
Verpflichtung, für die Kinder zu arbeiten , alle
Sorgen zu tragen , sie zu erziehen; aber über das
Schicksal der Kinder zu bestimmen, ist ihr ver¬
sagt. Irgend ein fremder Mann wird als Vor¬
mund der Kinder bestimmt

Noch brennender als die Stellung der ehelichen
Mutter ist die Stellung der außerehelichen
Mutter , der sogenannten „unehelichen" . Die
Bestimmungen über die außereheliche Mutter und
das außereheliche Kind im Bürgerlichen Gesetz¬
buch spiegeln die zweite Seite den bürgerlichen
Ehe des ausgehenden 19 Jahrhunderts wider, die
neben dem Schutz des Vermögens auch die Un¬
verantwortlichkeit des Mannes sanktioniert Er
sollte mit dem außerehelichen Kinde nicht be¬
lastet werden, andererseits war die außereheliche
Mutter das „gefallene Mädchen"

, dem man höch¬
stens Pflichten , aber keine Rechte übertrug . Noch
heute wird für jedes außerehelich geborene Kind
ein Vormund bestellt , und die außereheliche Mut¬
ter bekommt nicht die volle Verantwortung für
Ihr Kind übertragen. Madien Sie sich einmal klar :

wir verlangen , daß Frauen in verantwortungsvolle
Stellen kommen, in denen sie vielfach große Ver¬
antwortung zu tragen haben, aber für ihr eigenes
Kind will man der Frau nicht die volle Verant
wortung übertragen.

Dies ist absurd. Die außereheliche Mutter muß
die volle elterliche Gewalt Jber ihr Kind be¬
kommen. Ist sie in bestimmten Fällen nicht dazu
geeignet, dann kann man ihr die elterliche Ge¬
walt unter genau denselben Voraussetzungen vor¬
enthalten oder entziehen, wie man sie den Eltern
entziehen kann , die ungeeignet und nicht in der
Lage sind , die Verantwortung für ihr Kind zu
tragen.

Ueber 40 Jahre lang hatte die Arbeiterschaft
um ausreichende Arbeiterinnen- und Mutterschutz
gekämpft Im Jahre 1919 wurde der Mutter -
s di u t z besonders ausgebaut , z. B. wurde das
Wochengeld für 4 Wochen vor und 6 Wochen
nach der Niederkunft gezahlt 1926 für 6 Wochen
vor und 6 Wochen nach der Niederkunft Jedoch
in Perioden größerer Arbeitslosigkeit, in denen
die Gefahr der Entlassung immer am, stärksten war,
haben die Frauen trotz aller bestehenden Gesetze

und Arbeitsverbote vielfach bis kurz vor Ihrer
Niederkunft und viel zu früh nach der Ent '
bindung ihre Beschäftigung ausgeübt Hier haben
wir einen eklatanten Beweis danir , daß die Wirk
samkeit der Sozialpolitik nicht durch Gesetze
und Verordnungen garantiert werden kann . Des¬
halb fordern wir, Ersatz für die Artikel 80 , 80a
und 81 durch unseren Artikel 4, der, wie folgt
lautet :

Die Ehe beruht auf der Gleichberechtigung
beider Geschlechter und steht wie die Familie
unter dem besonderen Schutz des Staates.

Die Frau ist auf allen Gebieten des staat¬
lichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Lebens dem Manne gleichgestellt. Alle ge¬
setzlichen Bestimmungen, die der Gleichbe¬
rechtigung der Frau entgegenstehen, sind auf¬
gehoben. Die häusliche Arbeit der Frau in der
Familie wird der Berufsarbeit gleichgeachtet

An dem in der Ehe erworbenen Vermögen
hat die Fran den gleichen Anteil wie der
Mann-

Die Mutterschaft hat Anspruch auf Schutz
und Fürsorge des Staates . Die außereheliche

moskouee HdioSutk
22. April. Der Friedenvertrag mit Oesterreich

wurde nun auch fallen gelassen.
23. April. En gegen allen Erwartungen sind die

vier Außenminister auch heute zusamrnengetreten.
General Marshall gab zwei wichtige Erklärungen
ab, die erste betrifft den Viererpakt , indem Mar¬
sball bedauert , daß das Projekt abgelehnt ist Di«
zweite bezieht sich auf den Friedensvertrag mit
Oesterreich. Hierin wird vorgeschlagen, die wei¬
tere Verhandlung über diesen Punkt auf die
nächste Tagung der UN zu verschieben. Alle wei¬
teren Fragen blieben ungeklärt

Mutter steht der eheliches Mutter rechtlich
gleich.

Die Kinder sollen im Schutze der Familie,
von den Eitern betreut gesund und froh auf»
wachsen. Elternlosen Kindern soll in beson¬
deren Heimen die Gemeinschaft der Familie
ersetzt werden. Die Tatsache der außerehe¬
lichen Geburt darf einem Kinde nicht zum
Nachteil gereichen. Ihm sind die gleichen
Bedingungen für die leibliche , geistige und
gesellschaftliche Entwicklung zu schaffe * wie
dem ehelichen Kinde.

Wie Konstanz gerettet wurde
Der tapfere Einsa^ beherzter Männer der Kampfgruppe Benz bewahrte die Stadt vor der Zerstörung

Der Vorschlag, daß unsere Leser die Ge¬
schehnisse in Baden und Württemberg bei dem
Nazi-Zusammenbruch als „Der Kriegs¬
tragödie letzter Teil “ für die Heims*

geschieht « niederschreiben, hat uns eine
Fülle von Beiträgen gebracht Leider haben
wir , mitten in der Wahlkampagne, bei unserer
Papierknappheit nicht den Raum zur Veröf¬
fentlichung . So konnten wir auch nicht die
angekündigten letzten OKW-Berichte bringen.
Wir werden versuchen, die interessanten Bei¬
träge vielleicht in einer Broschüre zu sam¬
meln 'und hier gelegentlich einige daraus zu
veröffentlichen , wie wir es nachstehend mit
dem Bericht aus Konstanz tun: Red .

Als am 26 . April 194S die französischen Trup¬
pen in Konstanz einzogen, war kein Schuß ge¬
fallen und keine Scheibe zerstört worden. Wie
durch ein Wunder war die alte Constantia erhal¬
ten - geblieben. Nur durch ein Wunder . . . ? Nein ,
es waren Männer, die unter Einsatz ihres Lebens
den sinnlosen und verbrecherischen Befehlen von
oben Widerstand leisteten und jene Maßnahmen
durchführten , die der Stadt Konstanz das grauen¬
volle Schicksal der meisten Städte des Reiches
ersparten .

Die Bevölkerung hat durch verschiedene Ver¬
öffentlichungen bereits einiges Unvollständige
über die letzten Tage vor der Besetzung erfah¬
ren. Wir halten es daher für eine Chronisten-
pfiieht , auch dem Ausland gegenüber, anläßlich
der zweiten Wiederkehr jener so schicksalsvoiien
Zeit , einmal über den Einsatz jener Kampfgruppe
zu berichten , von deren Existenz wohl alle Kon-
stanzer gehört haben , über deren Tätigkeit aber
bis jetzt hoch wenig bekannt und nichts publi¬
ziert ' wurde, nämlich der Kampfgruppe
Benz .

Als die letzten Wahnsinnserlasse Hitlers und
Himmlers keinen Zweifel mehr ließen, daß auch
strategisch völlig unwichtige und reine Lazarett¬
städte wie Konstanz verteidigt, d. h. zerstört wer¬
den sollten , faßten einige Bürger Anfang des
Jahres 1945 den mutigen Entschluß, diesen wahn¬
sinnigen Maßnahmen durch aktives Eingreifen
entgegen zu treten . Monatelang vor dem Einzug
der Franzosen organisierte der aus dem KZ Da¬
chau entlassene Studienrat Benz bereits den ak¬
tiven Widerstand durch Bildung -einer Kampf¬
gruppe . Sie bestand aus einem engeren Aktions¬
ausschuß von 10 und einem erweiterten Kreis
von 30 Personen, während für einen größeren

Zu diesen zählte die Kampfgruppe der Kommu¬
nisten , die sich lm Februar 1945 gebildet hatte,
sowie eine Kompanie des Volkssturms, die ge¬
schlossen der Kampfgruppe Benz beitraten.

Nach den erhaltenen Informationen konnte
kein Zweifel darüber bestehen, daß der Kampf¬
kommandant Major Brune und die Nazistellen
durch Bewaffnung der HJ . der Teehnikumschüler
und unter Einsatz des Volkssturms die Stadt ver¬
teidigen wollten. Daher galt es , zn handeln.

Als die französischen Truppen hn Kampfraum
Radolfzell standen und mit deren Vormarsch
über den Bodanrück in Richtung Konstanz ge¬
rechnet werden mußte , wurde zur entscheidenden
Tat geschritten . Durch einen Mittelsmann war
schon früher über den damaligen Polizeikomman¬
danten und SS-Obersturmbannführer Peterscn son¬
diert worden. Es war klar , daß die Polizei mit
ihren ca. 400 Mann einen entscheidenden Faktor
bildete . Durch diesen Mittelsmann -wurde am
Abend des 22. April gegen Mitternacht eine Zu¬
sammenkunft mit Petersen ln dessen Dienstwoh¬
nung im Lanzenhof vereinbart Zur Sicherung der
zu dieser Verhandlung delegierten Männer waren
in der Oberen,_Laube und vor der Wohnung Pe-
tersens gut bewaffnete Leute postiert . Falls die
Unterhändler nach einer vorher vereinbarten Zeit
nicht zurückkehren würden , war beschlossen, sie
mit Waffengewalt zu befreien. Die Verhandlun¬
gen wurden zunächst von zwei Unterhändlern,
einem Zahnarzt und einem Juristen , geführt, de¬
nen sieb nach kurzer Zeit der Leiter der Kampf¬
gruppe, B«nz, zugesellte.

Die Unterhändler trafen den SS-Obersturm¬
bannführer mit seiner Frau in stark erregtem
Zustand in seinem Wohnzimmer an. Die Frau
Petersens kam fassungslos auf den Führer der
Kampfgruppe zn und sagte : „Ich fühle, daß Sie
meinen Mann erschießen wollen.“ Da ein Ver¬
handeln in Gegenwart der Frau unmöglich war,
verlangte der Führer der Kampfgruppe, daß Frau
Petersen den Raum verlasse . Petersen selbst
sagte, daß alles bereits mit den beiden Herren,
dem Zahnarzt und dem Juristen , besprochen sei,
worauf wir erwiderten , daß die Besprechung erst
beginne und die letzte Entscheidung allein durch
den Führer der Kampfgruppe getroffen werden
könne. Darauf Warden Petersen eine Reihe schrift¬
lich fixierter Befehle zum Durchlesen unterbrei¬
tet und von Ihm verlangt , daß seine Zusage oder
Absage nach Ablauf von drei Minuten Zeit er-

Einsatz zirka 200 Mann zur Verfügung standen, folgen müsse. Diese Forderungen verlangten:

1. Die sofortige und höchste Alarmbereitschaft
der Polizei,

2. Die Beobachtung aller radikalen Elemente
der HJ , des Technikums , der Partei usw „

3. Die Entfernung der Sprengladung aus der
Rheinbrücke noch in der selben Nacht,

4. Den Objektschutz insbesondere für die Gas-,
Wasser- und Stromversorgung ,

5. Die Sperrung der Rbeinbrücke für geschlos¬
sene Truppenteile.

Nach Ablauf deT ihm gestellten Frist von drei
Minuten wurde der Telepbonhörer abgenommen
und Petersen zur Durchgabe dieser Befehle an
die Polizei aufgefordert . Im Falle einer Absage
war beschlossen, Petersen zu erschießen und die
Polizeigewalt in die Hand der Kampfgruppe zu
legen . Von Petersen wurde ferner verlangt, daß
er sich zur Polizei begebe und dort die Durch¬
führung der gegebenen Befehl« überwache. Nach
einer Stunde erschien Petersen in seiner Woh¬
nung, um dort dem Leiter der Kampfgruppe über
die getroffenen Maßnahmen zu berichten.

Bei den Verhandlungen in der Schweiz mH den
französischen Offizieren wagen kampfloser Ueber-
gabe der Stadt informierte Petersen die franzö¬
sische Delegation darüber , daß sich eine Kampf¬
gruppe in Konstanz 'gebildet habe , mit dem Zieh
jede Verteidigung der Stadt mit Waffengewalt zu
unterbinden.

Nach der Besetzung von Konstanz lud die
Kampfgruppe Benz inj Einvernehmen mit dem
französischen Kommandanten die Vertreter der
ehemaligen Parteien zu Verhandlungen zwecks
Bildung einer neuen Stadtverwaltung ein . Nach¬
dem aus ihrer Mitte heraus der teue Oberbür¬
germeister vorgeschlagen und von der Komman¬
dantur bestätigt worden war , hielt die Kampf¬
gruppe ihre Aufgabe für beendet and löst« sich
auf! Mit der inzwischen gebildeten Widerstands¬
bewegung hatte di« Kampfgruppe , — wenn ihr
auch ein .ge Mitglieder beitraten — nichts zu tun.

Wenn heute die KonstanzeT Frauen in *nzer¬
störten Geschäften einkaufen , wenn die Männer
in der Freizeit, anstatt die letzte Habe aus den
Trümmern zu schaufeln , im Gerten arbeiten und
die Jugend in Kürze wieder abends bei festlicher
Beleuchtung und Musik im Stadtgarten prome¬
niert , dann ist die« mit «in Verdienst der Kampf¬
gruppe Benz . An dem Beispiel vieler anderer
Städte ist « -wiesen, daß beim Fehlen einer
Kampfgruppe und da, wo ein fanatischer Kom¬
mandant die Geschicke leitete , noch in letzter
Stunde zerstört wurde , was fünfeinhalb Jahr«
Krieg wie durch ein Wunder verschont hatten.

FRIEDRICH WOLF

Jean Richard Bloch
Leiter Gruß an einen großen französischen Schriftsteller

Es ist wohl kein Zufall , daß Jean Richard Bloch , I mit Bloch im Sommer 1933, als wir deutschen
r nemhnft-a antifaschistische Schriftsteller , an I Antifaschisten in Paris am „Braunbuch " arbei-

_ _ _ teten , um die Welt, und vor allem auch unsere
Herzschlag erjag , während er die Korrekturabzüge
seines letzten Artikels der von ihm redigierten
Pariser Zeitung „Ce soir* las.

*
Es ist auch nicht zufällig, daß Blodi , der am

25. Mai 1884 in Paris geboren wurde, dort Ge¬
schichte und Geographie studierte , den Lehrer-
beruf ergriff , diesen iedoch bald aufgab und 1912
seine erste literarische Zeitschrift „L' sffort Iibre"

gründete , eine Zeitschrift, die sich den Problemen
unseres sozialen Zeitalters zuwandte.

Und so Legt es in der inneren Konsequenz
seiner Lebensbahn, daß der Heimkehrer aus dem
ersten Weltkrieg, in dem er vom Gemeinen bis
zum Offizier gedient hatte und aus dem er als
ein anderer wiederkam, sogleich an der Seite von
Henri Barbusse, Paul Vaillant-Couturier und Ray¬
mond Lefebre die imperialistische Intervention
gegen die junge Sowjetmacht leidenschaftlich ab-
lehnti und e nen hervorragenden Anteil an der
damals entstandenen Gruppe „Clartä“ nahm , die

■vor allem Klarheit über „das Geheimnis des Krie¬
ges" schaffen wollte. So ist es auch bloß eine
weiter« logische Stufe dieses echten französischen
Publizisten , der sich im Kampf für eine Idee zum
Schriftsteller entwickelte, daß er 1925 mit ^ m
ihm wahlverwandten Romain Rolland die Zeit¬
schrift „Europe" schuf, die — mit Unterbrechung
des zweiten Weltkrieges — bis heute weiter¬
besteht .

Vergessen wir nicht , daß Bloch schon frühzeitig
auch als erfolgreicher Novellist, Romancier und
Dramatiker hervortrat .

Jean R :chard Blodi gehört in die vorderste
Reihe der unvemebelten . klaren, europäischen
Köpfe. Mein erstes längeres Gespräch batte kb

deutschen Landsleute, über die wahren Brandstif-
ter des Reichstags aufzuklären. Bloch hatte mich
zu meinem Hotel in der Nähe der „Piace Danton
gebracht. Wir blieben vor dem Denkmal Danton*
stehen . Büodt deutete auf die Inschrift des
Sockels, auf Danton» Wort im Nationalkonvent
„Pour vaincre les ennemis ü faut de Taudace.
encore de Taudace; toujours de Taudace!" Um
die Feinde zu besiegln , braucht man Kühnheit,
nochmals Kühnheit, immer wieder KühnheitI Er
erklärte mir, weshalb hier, nicht das Wort „coura^e-
d.

‘ h. äußerer Mut. sondern eben „Taudare" .
Kühnheit, stände : „Kühnheit , das ist nicht der Mut ,
einen Schützengraben zu stürmen ; diese Kühn¬
heit , das ist der,Mut , richtig zu denken, der grö¬
ßere Mut!“

Als hi Deutschland Hitler zur Macht gelangt
war, wurde Bloch 1934 einer der führenden Ini¬
tiatoren des „Comite de vigtlance des intellec-
tueis antifascistes "

. Als 1936 der spanisch« Krieg
» usbrach und Hitler and Mussolini ihre mit
modernsten Waffen ausgerüsteten Legionen zur
Hilfe der spanischen Faschisten schickten , da fuhr
Bloch zur Hilfe der Republikaner sofort nach
Madrid. Und als in Frankreich die nazi-freund¬
lichen Kräfte von den Terrorgruppen das Croix
du feu bis zu Daladier die Oberhand gewannen,
da nahm die von ihm and Amgon neu gegründete
große Pariser Abendzeitung „Ce soir“ auf breiter
journalistischer Basis den schärfsten Kamnf ge¬
gen die rechtsgerichteten Finsterlinge auf . Er
leitete diese auch Lterarisdi glänzend redigierte

Zeitung bis zu ihrem Verbot im September 1939.
Frühzeitig durchschaute Bloch das Spiel der Kreise
um Daladier und Lavai. Er mußte seine Kam¬
pagne gegen die nazifreundlichen Kräfte in Frank-
reich in der Illegalität führen , bis die Lage für
ihn unhaltbar wurde . 1941 gewährte die Sowjet¬
union dem großen französischen Schriftsteller
und Antifaschisten Asyl. In Moskau hatte er die
Möglichkeit, in Wort und Schrift Anteil zu neh¬
men an dem Kampf der freiheitliebenden Völker
gegen den Faschismus. Fast täglich sprach er
durch den Rundfnak zn den Menschen seines
Landes; er schrieb Handarte von Artikeln und
Aufrufe.

1

Während der schwersten Tage der Winter¬
schlacht vor Moskau begegnete kb Anfang No¬
vember 1941 spät abends in einem kleinen rus¬
sischen Bauernhaus Jean Richard Bloch und sei¬
ner Frau . Meine Stimmung war nicht die beste.
E» ging für uns um mehr als Leben oder Tod.
Bloch hatte — Gott weiß woher — n«Hi eine
Flasche französischen Burgunder. Bedachtsam tmd
mit Genuß entkorkte er die Flasche , wir hatten
nur Tassen ; Blodi ließ den roten Wein langsam
in dl« Tassen rinnen und meint« : „Es kann nicht
Min . trotz allem, was geschehen ist es kann nicht
sein , daß die Barbarei und Verblendung siegen
weil es naloglsdi istl Moskau wird mdit fallen !"
Sein schmaler, grauhaariger Kopf stand gegen
die mit Zeitungspapier umwickelt« Lampe ; auch
der Bäuerin hatte er eingeschenkt, und wir stießen
an — ein Franzose , die russische Bäuerin und ein
Deutscher — darauf , daß Moskau der Hitler-
armee nicht zum Opfer falle 1 „Weil es unmöglich
ist“ . . . ein echt französisches Argument, das
stärkste und feierlichste ! Wir würden vielleicht
sagen, weil es „unmoralisch“ wäre. Aber für den
Franzosen ist die Moral von der Logik untrenn¬
bar , und der Logos rangiert an erster Stelle.

Noch zwei Begegnungen mit Blodi sind mir im
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Gedächtnis. Die eine im Frühjahr 1943 nach einer
Frontarbeit im Hotei National in Moskau. Er —
der Teile * aus Faust II . ins Französische über¬
setzt hatte und „Karl und Anna“, das Heimkehrer¬
stück Leonhard Francks — mteress erte sich p -,nz
besonders für die innere Haltung der deutschen
Knegsgeiangenen : ob sie nicht bloß begniien
hätten , daß sie einen aussichtslosen Krieg führten,
sondern ob in ihnen schon ein Gefühl der Schuld
an dem furchtbaren Verbrechen sei? Ich konnte
ihm leider nicht viel Positives hierüber berichten.
Die stereotype Antwort war damals : „Was
kannst du machen? Befehl ist BefehlI“ Idi ent¬
sinne midi noch deutlich, daß Block sehr erregt
wurde: „Hoffentlich habt ihr nach dem Kriege
einen Romain Rolland oder Zola; Mensches, die
don Mut aufbringen , rücksichtslos die Wahrheit
zu sagen! Schrifsteller , die wagen, auch unpopu¬
lär zu seinl Sonst werdet ihr den Krieg nie
beenden!" Manchmal muß ich heute an diese
Worte unseres französischen Kollegen und Freun¬
des denken, wenn ich beobachte , wie wir im öf¬
fentlichen Leben , in der Presse und auf der Bühne
durch Verdrehen, Bagatellisieren oder Verschwei¬
gen uns aus dieser tiefsten Frage — aus der
Schuldfrage — herausschwindeln and heraus-
aanöverieren wolle«.

Dann war es lm Frühling 1945 , daß kh Jean
R ’chard Bloch eiligst auf der Gorkistraße traf :
„Morgen fliege ich nach Paris . Frielridi ! Wir
sehen ms dort oder in Berlin !" — Wir
haben uns nicht wtedergesehen. Wir werden ihn
»ehr vermissen.

Anna Seghers wieder in Deutschland
Berlin (SUdena ). Anna Seghers , die zu Be¬

ginn der Vaziherrschaft nach Mexiko auswander-
te, ist nach Deutschland zurüdegekehrt . Sie wur¬
de vöm Knlturverband zur demokratischen Er¬
neuerung Deutschlands empfangen . Anna Se?hers
ist die Verfasserin des Romans . .Das seben -te
Kreuz " , der das Leben in einem Kor>~en rations¬
lager maß die Flucht «ea sieben Härtlingen be¬
handelt



Lebensmittelschieber vor Gericht
Zuchthaus iür ehemaligen Angestellten des Freiburger Ernährungsam' es

Arbeit der Gewerkschaften
Freiburg. Im Konferenzsaal des Landesarbeits¬

amtes fanden sich die Vorsitzenden der Ortsaus¬
schüsse, der Landesvereinieungen der Gewerk¬
schaften, sowie der Bundesvors'and des Bad .
Gewerkschaftsbundes zusammen , um gemeinsam
mit den zuständigen Referenten der Direktion
Arbeit beim Badischen W 'rtschaftsministerium
aktuelle Fragen zu erörtern . Ueber die zur Zeit
geltenden Bestimmungen für die Tätigkeit der
Be' riebsräte gab der zuständige Referent , Ko!! .
Kappes , eine kurze Ucbersncht . Er wies auf
eine im Einvernehmen mit der Direktion Arbeit
vom Badischen Gewerkschaftsbund herausgegebene
Broschüre über diese Fragen hin , die zur Zeit
zur Ausgabe gelangt. Eine längere . Aussprache
brachte kritische Anregungen. Es wurde e 'ne
Kommission bestimmt , die einen Entwurf für
eine Neufassung des Betriebsrätege -
s .e t z e s ausarbe ' ten soll.

Das Thema „Dienstverpflichtungen" behandel¬
ten die Referenien Dr. Hessel und Wolz , welche
auch die Bemühungen schilderten, die von der
Direktion Arbeit gemacht wurden, um die Durch¬
führung der aus bekannten Gründen angeord-
ne ' en Dienstverpflichtungen für die
Betroffenen einigermaßen er Täglich zu gestalten
und Ungerechtigkeien zu verme den. Audi hier
gaben die Gewerkschaftsvertreter ungeschminkt
ihrer Meinung Ausdruck und verlangen , daß die
DienstverpfTchtungen in erster Linie gegen no¬
torische Drückeberger angewendet werden soi -
!en, und nur in dringenden Fällen gegenüber
anderwe’tig in Arbeit stehenden , ihrer Pflicht
pachkommenden Arbeiter . Der Vorsitzende des
JÜadischen Gewerkschaftsbundes , Reibel, berichtete
ais Mi ' glied des Landeswirtschaftrates über die
auf Grund von KontrollratsbeSchlüssen vorge¬
sehenen Demontagen von Maschinen in der
französischen Zone Badens. Es kamen in die¬
sen Ausführungen und in der Aussprache die
schweren Befürchtungen zum Ausdruck, die die
Arbei' erschaft über die Auswirkungen dieser be-
abs :chigten und teilweise schon durchgeführten
Maßnahme hat . In einer Denkschrift des Bad .
Gewerkschaftsbundss an die zuständigen Stellen
sind diese Befürchtungen dargeiegt und auch
konkrete Vorschläge zur Abmilderung gemacht
worden. Zur Vorbereitung der nächsten Zusam¬
menkunft wurde eine Kommission gebildet.

*
F r e i b u r g. Die Gewerkschaft der Aiytstellten Freiburg

hält am kommenden Dienstag, 19. Anrii , um 19.30 Uhr
eine Gewerkschaftsversammlung im Heimatsaal der Har¬
monie ab. Die Kollegen werden um vollständige! -Erschei¬
nen gebeten.

Vom SSC-Freiburg
Für die Männer- und Frsuen -Schw mmabteilung findet

ab sofort der Uebungsbctrieb wieder statt . (Jrweiis Freitag,
19.45 bis 21 Uhr .) Die Männerabteilung trainiert in der
großen Halle des Martenbades, Eingang Dreisara-Straße,
und die Frauenabteiluog in der klein , n Halle, Eingang
Marien-Straße. Um einen reibungslosen Uebungsbctrieb ru
gewährleisten, wird um pünk ;liebes Erscheinen gebeten. Audi
Niditmitglirder , die Freunde des Schwimmsportes sind,
werden herzlich eingeladcn.

Freiburg . Der Imkerverein Fre :burg hält am kom¬
menden Sonntag, 27. April , um 14.30 Uhr im Marla-Hilf-
Saal eine bi en -n Wirtschaftliehe Besprechung ab. Hierzu wer¬
den die Mitglieder und Interessenten in Anbetracht des
volkswirtschaftlichen Int - ressef, das die schwer darnieder-
liegendc Bienenzudit erfordert , vollzählig eingeladen.

Freiburg. Drei Tage dauerte der Prozeß vor
dem Freiburger Landeericht gegen den ehemaligen
Angestellten des Freiburger Ernährungsam 'es Karl
Ot‘o Klug und 18 Freiburger Geschäftsleute,
die des Betrugs, der Fälschung und der Unter¬
schlagung von Lebensmitteln angeklagt waren.

Der überfüllte Ger’chtssaal bewies das rege
Interesse , das die Freiburger Bevölkerung an d 'e-
sem Skandaifall nabm, der lar ^e Zeh die Ge¬
müter beschäf' igte . SchFeßlich fühlte jeder , daß
hier in eigener Angelegenheit gegen eine Kiioue
von Schiebern verhandelt wurde , die die allge¬
meine Notlage für eigene Gewinne anszunutzen
verstanden hat . Wie groß die der Freiburger Be¬
völkerung entzogene Menge von Lehensmi*te!n
war. ergab die Beweisaufnahme in der festgestell '
wurde, daß den verbrecherischen GeschäftsVu' en
von K 'ug 18 Zentner Bu 'ter , 100 Zentner Käse,
24 Zen ' ner Zucker , 32 ZerTier Teiow - ren , 25 Zent¬
ner Maismehl. 320 kg Fle ' sch , 13 000 Liter Voll¬
milch und 9000 Li 'er Magermilch zugeschoben
wurden. Es bleibt ungeklärt , wie groß die Ie -
ben.smi *telmenge war, die für Tauscbzwecke ver¬
wendet wurde, und wiev’el von den Geschäftsleu¬
ten schließlich gegen Marken abgesehen wurde
Der Angeklagte Klug Heß sich jedenfa ’ls von den
Geschäfts’eutsn s*et« e 'ne angemessene Menge
dieser Lebensrnittel für seinen Beadrf aushänd :gen .

Klug gab eine Schilderung , wie er sich in den
Besitz der Lebensmittel seTte . Bekanntlich müs¬
sen die Händler die Vorbesteliabschnlfte ihrer
Kunden mit einem Bestellschein beim Kmähruncs-
■unt einreiri- en . Au " den Bestellscheinen wird die
Zahl der Kunden nach Altersklassen angegeben
Auf dem- Ernährungsamt werden dann stichpro¬
benweise Vergleiche gemacht, ob die Zahl der Vor -
bestellabscbnltte mit der I .is 'e übereinst ’wnt .
Den Geschäfsk’titen war bekannt , daß diese Ver¬
gleiche nur ungefähr vorgenommen wurden, so-
daß durchaus die Möglichkeit einer erhöhten Vor -
bestel 'ung bestand . Nach beendetem Verkauf wur¬
den die eingesammelten Marken von den Ge¬
schäftsleuten mi * dem Emährungsamt abgerechnet.
Die Marken wurden gezählt und ihre Zahl mit
den Abrechnungslisten verglichen. Auf Grund
dieser Prüfung wurde dem Händler dann Bezug¬
scheine für weitere Lieferungen ausgestellt . Die
Marken lagerten im Keiler des Ernährtmgsamtes
sodaß jede weitere Prüfung unterblieb . Diese
fahrlässige Art der Ueberwacnung des Vorbestell¬
verfahrens machte es Klug möglich , Listen mit
Mehrbestellungen auszustelien und Geschäftsleu-
‘en Mehrbezug zukommen zu lassen . Dabei bot
er sich den Geschäftsleuten an.

Die An^ kiagte Riesterer hat im September
zum Beispiel 12 Personen mehr angemeldet und
dafür in der Zeit vom September bis Januar ohne
Markenabgabe zusätzliche Ware erhalten . Frau
Fritsch hat allein für den Monat Dezember 24
Liter Oei , 236 kg Zucker, 36 Butter , 22 kg
Käse und 243 kg Teigwaren mehr bezogen, als

sie auf Grund ihrer Markenabredrmmg hät *e er¬
halten dürfen . Die Eheleute Thoma bezogen
Waren für 200 Persoren mehr und außerdem
etwa 1800 Liter Vollmilch und 900 Liter Mager¬
milch . Frau Hemme! hat Waren für 60 b f s 110
Personen und außerdem etwa 600 Liter Milch er¬
schwindelt. Aehnüch liegen die Fälle bei den
anderen angeklagten Geschäftsleuten.

Der Angeklag'e Klug gab an , daß er zu diesen
Verfehlungen gekommen sei , weil er . wohnhaft
bei der ebenfalls mitarBeklagten Frau Franceschini.
versucht habe, deren Wohnung wieder in bewohn¬
baren Zustand zu bringen. Für die Beschaffung
von BaumatcriaFen und Gewinnung von Hand¬
werkern hätte er Lebensmittel beschaffen müssen.

Während der Vernehmung der Angeklagten
kam es von Seifen des Publikums immer wieder
zu spontanen Aeußerungen der Empörung, denen
vom Vorsitzenden mit der Androhung, den Saal
räumen zu lassen , begegnet wurde. Der Anklage¬
vertreter wies darauf hin , daß schon !m Hinblick
auf die Ernährungslage nur schärfste Bestrafung
in Frage kommen könne.

Das Urteil lautete : Gegen Kiue : 3 Jahre
Zuchthaus. 4000 Mark Geldstrafe , Verlust der
bürgerlichen Ehrenrechte auf 3 Jahre : geccn des¬
sen Ehefrau: Wegen Beihilfe 1 Jahr Gefängnis,
1000 Mark Geldstrafe. Gegen die Geschäft.s !eu ‘e :
Gertrud Riesterer : 1 Jahr 3 Monate Gefängnis,
3000 Mark Geldstrafe . Maria Thoma: 1 Jahr Ge¬
fängnis, 2000 Mark Gelds’rafe , Luise Hummel:
10 Monate Gefängnis, 3000 Mark Geldstrafe ,
Maria und Mariin H ’rtler : 6 Monatei Cr>
fängnis, 3000 Mark Geldstrafe , Fritz und Frida
B ' lger: 5 Monate Gefängnis, 1000 Mark Geld-
s' rafe, Wilhelmine Stroppel : 3 Monate Gefäng¬
nis . 1000 Mark Geldstrafe , Josef und Hedwig
lfäyer : 5 Mona ' e Gefängnis, 1500 Mark Geld¬
strafe . Elise Francesch 'ni : 4 Monate Gefängnis.
1000 Marit Geldstrafe , Emst Oro Fut'crer : 6 Mo¬
na 'e Gefänmrs , 1500 Mark Geldstrafe , Heinrich
Iseie : 5 Monate Gefängnis . 1500 Mark Geld¬
strafe . Augus * Thoma und Friedrich Hummel je
2000 Mark Geldstrafe. Schließung folgender Ce -
sebäf sbetriebe . auf die Dauer von 2 Jahren :
Fritsch , Thoma , Hummel , auf die Dauer von
1 Jahr : Bilger , Futterer und Iseie . *

*

Wärend das Volk schwer an dem Ihm durch
Hitler hin 'eriassenen Erbe zu tragen hat und dem
nackten Hunger Dreisgegeben ist , sieht es s:ch
nicht allein Geschäftsleuten ausgeliefert , die , s' att
treuhänderische Verwalter und Verteiler der kar¬
gen I .ebensmire 'menge zu sein , sich durch Schie¬
bungen und Schwarzhandel bereichern, sondern
fühl: sich auch von seinen Behörden im Stich ge¬
lassen , die schließlich keine andere Aufgabe
haben, als im Interesse des Volkes mit al ’en
ihnen zu Gebote s 'ehenden Maßnahmen das ihnen
obliegende Amt der Ueberwadiung und Kontrolle
auszuüben.

Gen. Robert Zelter starb
In den Morgenstunden dnes 24 . April 1947 **arb

unerwartet unser liebeg Genosse Robert Zel¬
ler , geb . 28 . 4 . 95 , im Sankt Elisabeth-Kranken¬
haus Lörrach an den Folgen eines sich im Kampf
für die Rechte der Arbeiterbewegung zugezogenen
Leidens.

Gen . Zeller war immer erfüllt von großem Ver¬
antwortungsbewusstsein und besaß als Funktionär
und neugewählter Stadtrat der Kommunistischen,
Partei da* größte Vertrauen der gesamten Bevöl¬
kerung . In ihm verlieren wir einen der wertvoll¬
sten und treuesten Mitarbeiter . Semen Angehöri¬
gen und Freunden bringen wir hiermit unser aüer -
herzlichstes Beileid zum Ausdruck.

Die Beisetzung fndet am Montag, 28. 4 . 47,
um 16 Uhj auf dem Hauptfriedhof in Lörrach
statt

Treffpunkt 15.45 Uhr an der ' FriedhofkapeJJs.
Kommunistische Partei

Stadt- und Landkreis Lörrach .

Gemeine Tat
Lörrach. In der Nacht vom 23 . zum 24. April

wurde in der Geschäftsstelle UNSF.R TAG in
Lörrach die dort ausgestellte Schreibmaschine un¬
seres Soziaiistenführers Karl Liebknecht von
gemeinen Händen zerstört , ln welchen Kreisen
die Täter zu suchen sein dürften , ist leicht zu
vermuten . Die Untersuchung wurde von der Kri¬
minalpolizei bereits eingeleitet.

Freiburg. Die SelBsthilfeorganlsarion „Verband
der Körperbeschädigten, Arbei ' sinvaliden und Hin¬
terbliebenen" hat für ihr Landessekreiariat in
Freiburg , Günterstaistraße 14 , folgende Sprech¬
tage eingeführt : Für Kriegsversehrte und Hinter¬
bliebene jeweils D:cns ; ag und Donnerstag von
9— 12 und 14— 17 Uhr, für Arbeitsinvaliden und
Sozialrentner an den gleichen Tagen in der Zeit
von 18—20 Uhr.

Aus dem Parteileben
An tlle Kreiuikretariate

Mit Schreiben 4716 der Miiitlrrcfierunf des Landes Baden
wird darauf hiiye * ie»en , daß den Vahlrednern Verkehrs«
erleichtcrungen gewahrt Wurden . An die cnuprcdtenUcn
bailitiiien Verwaltungen find die*He7Üglidi Anweisungen er¬
gangen. Unsere Sekretariate wollen sidi deshalb an die
Militärregierung ihres Kreises wenden und um Sonntags¬
und Nadufahrgenehmigung für die Refertmcn ersuchen. Die
Aasweis« sollen auf die Person und auf den Vagen
atf^ e»teill werde», da nnur $ Redner keine eigenen Vagen
zur Verfügung haben« sondern auf Dienstwagen angewiesen
sind.

Alle Kreissekretariate werden gebeten, die Aufstellungen der
Wahlversammlungen ihres Kreises rechtzeitig unmittelbar
an die Redaktion UNSER TAG einzusenden.

Oeffentlidtt Versammlungen
Bonndorf : Sonntag, 17. April , öffentlich« Versamm¬

lung im Gasthius zur Germania . Es spricht Cen. Faulhaber.
St . Blasien : Sonntag, 17. April , zo Uhr« öffentfdi «

Versammlung im Gasthaus Felsenkelier. Cen . Fauthaber.
Gechweiler : Sonntag« *7. Apr ’U 14.50 Uhr« öffentliche

Versammlung im Gasthius zum HiriJten .
ReiiclÜngeni Sonntag, 27* April,- so Uhr, öffent¬

liche Versammlung im Gasthaus zur Krone.

Verantwortlids tOr de» HcimaMeils Hanns Adam psetler ,
f *•26. April 1947 / UNSER TAG / Nr. 32 Seite 4
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AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
des Staatskommissariats für polittvihe Säuberung

Im Amtsblatt der Landesverwaltung Btd.-n Nr . 14 vom 1$. 4. 1947 ist die
LantUsverorunung zur Befreiung vom Nationalsozialismus und Miiiurismu >
(sog . Säuberungsgesetz) verküncet .

Hierdurch können die bisher im Saube <:ungsverfihren ergangenen Entschei¬
dungen von dem Betroffenen nach Maßgabe des Art . 37 durch Revision an
gefcchten werden..

Der B . troflene « der Im Rahmen der ZulSssigkeitsbestimmutgen Berufung
einlegen will , muß die dazu notwendigen Formulare (3 Meldebogen und 4 Be
rufungsanttäge ) bei den Untersuchungsijs <ii4 >$-n der LanJkrn e bezw- be
den Bürgermeisterämtern der Stadtkreise Baden -Baden,. Freiburg uid Konstanz
ab 1. Mai 1947 abholen.

Die Revisionen der Betroffenen sind oei dem Örtlihen Untersuchung*
aussdiuß bei cen Landratsämtern bezw. bei den Bürgermeisteramt^**»» der

Stadtkreise Baden-Baden« Freiburg i . Br. und Konstanz einzureichen. Die Re-
visiensfrist läuft am 16. Juni 1^47 ab.

Die bisher bei dem Staatskonim*s>ariat iür politische Säuberung, bei de
Ministerien oder bei sonstigen Öffentlichen Stellen ungelegten Re/isionsanträge
sind gegenstandslos. Sie müssen* späteren * bis / um iu . Juni <947 nochmal« an
die obengenannten örtlichen Untere hungsiuss .hu *e eingereicht werden.

Der Staatskommisar und der politische Ben-.it können aaJi n den Fällen,
in denen den BetröHenen kein Recht auf Revision zusteht , **on Amis wtg«i
Revisionen zu Gunsten oder Ungunst n der Betroffenen ohne zeitliche Beschrän¬
kung einlegen. Dies g

' Jt für die Falle >00 Enisheiüungen übermäßiger Härte
oder Milde, die an sidi nicht io den Rahmen der Zulässigkeitsvoraussetzungan
fallen und die dem Sts.a*skommisiar oder dem oolitisdien Bai .*at a durch die
Vorsitzenden der Untersuchungsausschüsse oebr irgend einer Behörde zur
Kenntnis gebracht werden.

Der Staatskommtss.ir für die politische Säuberung and der politische Beirat
haben ihien Sitz in Freiburg i. Br ., Goethestr . 7.

Freiburg l. Br., den 16. April 1947* . I
^ D »r Staitskommissar für olitisme SaJ >erutig. j

Meldepflicht der ehern . Offiziefe,/Offizier sanwärter
und Personen im Otfiziersrang

Die französisdie Kontrollkummission von Tuttlingen wird am 3. 5. 15147 und

5. f . 1947, in uer Zeit von 7.30 bis 12 Uhr , Im Gemeindesaal Maria-Hilf eine
Nachkontrolle durchlühren für diejenigen Offiziere, Offiziersanwärter .und Per¬
sonen im Offiziersrang , die bisher ncdi nicht von ihr erfaßt wurden.

B i dieser Gelegenheit hiten sich such die Offiziere usw . im Maria-Hilf -,
Saal einzufinden, die der • Kalserl. Armee oder der Reichsscehr angehorten,
sofern sie nicht schon in dem Besitze eines „ fiche signalitique “ sind.

Für diese Kontrolle wild vom Statistischen Amt ein Karteizettel berelt -

gesteilt, der von den Meldepflichtigen persöniidi in der Zeit vom 28. 4. 1947

bis 30. 4. 1947 abgeholt werden muß.
Die Personen , Uie tm 3. 5. bezw . 5. 3. 1947 nicht selbst erscheinen können

(Krankheit , Reisen usw.) haben uuier Rückgabe des ausgefüÜtcn Karteizciuls
an das Statistische Amt ihr Fernbleiben schriftlich zu bc,;rünuen.

Wer der Vorladung nicht Folge leistet, wird von uer franözstschen
Kontrollkommission später nach Tuttlingen c .nbesiellt . Es müssen alle l ^ onal-
ausweise und 6 Lichtbilder (Paßformat ) vorgeUgt werden. 132-963

zur Angestellten -versidierung ist auf Grund bestehender Kriegsbestim¬
mungen bis auf weiteres noch vom 1. t . 193a .«n gegeben . Versicherte, weldie
infolge unterlassener Markenklebung ihre Anwartschaft verloren haben« kön¬
nen daher durch Beitragsnachcmnchtung diese» An « truchaftsvettust wieder be¬
seitigen. Selche B. r.ragsnadientrichtungen müssen im Benahmen mit unseren
KcntrolHmtern durcĥ elührt werden. ( it -7 t >

Der Vorstand der Landesversicherungsanstalt Bad^n (Außenstelle Freiburg) .

Freiburg , 19. 4. 1947* Statistisches Amt der Stadt Freiburg i . Br.

Beitragsmarken
für die Invalidenversicherung zur freiwilligen Weiterversichening

Für die freiwillige Weiterversicherung in der Invalidenversicherung iür die
in der französischen B^sauun &azcme wohnhaften Versicherten gelangen jetzt

wieder die Beitragsmarken durch die Postämter in der Irüher üblichen
We .se zur Ausgabe und zwar nur E i n wodtenniarkcn. Damit könne» die
freiwillig Versicherten ihre gesetzliche Verpflichtung der Beitragsenmditung
durch Markenklebung wieder selbst erfüllen . Die freiwilligen Beitrage sind
nach den bestehenden gesetzlichen Besdmmngcn unbedingt in der d*m
jeweiligen Einkorn men entsprechenden Lohoklasse zu ent¬
richten, mindesten« aber in der Lohnklasce il . Die Lohnklaise II komnit
nur für solch « freiwillig VertidmU in Frage, weldie kein Einkommen,
oder ein solche « unter wöoicnilidi u Mk , .laben. Zur Erhaltung der
Anwartschaft sind für iedes Kalenderjahr «4 Wochenbeiträge erforderlich .

Jede Beitragsmarke tat ' nach Einklebung in die Quittungskart «* zu ent :
werten ; dies geschieht in der Weise , daß auf jede einzelne Marke hand-
schriftJidj oder durch Stempel das Datum des Sonmags (z. B. 30. 3. 47)
gesetzt wird , der die Kalenderwodte, Iür weiche die Marke gelten soll,
absdtiießt. Werden mehrere Marken — wie dies in der Regel der Falt ist ~
auf einmal angekauft und ein^eklebt, .0 impliehlt «s sidi, die letzte
Marke mit d*m Datum des Tages der erfolgten Klebung zu versehen. Die
übrigen Marken würden dann die Daten der vorhergehenden Sonntage erhalten .

Der bisherige Bareiozng von freiwilligen Beitragen für die Invaliiien-
versidurun, ^ durch die AUgea . Omnrankenkai -̂en und Kontrollämter wird
bis suf weiteres fortgeführt .

Die Ausgabe von Beitragsmarken für die An ^ estelltenverilche -
rang ist zunächst nidit möglich. Freiwillige Beiträge zur Angesteihenver-
Sicherung, sowie die P&idstfceitrâ e der selbständigen Handwerker werden dem¬
zufolge auch weiterhin bei den Allgem. Ortskrankenkassen und den Kontroil -
ämtern in bar entrichtet .

Das Verfahren der Beitragsentrichtung zur Invalidenversicherung für
Pflichtversicherte duch Abführung des ustän Ilgen Gesamtbeitragei
an die Krankenkassen aufgrund der zweiten Lohnabzugsverordoung bleibt un¬
berührt . — Auskunft und Belehrung wird durch ipsere Kontrollamter münd
lieh oder schriftlich erteilt .

Die Möglichkeit der Beitrags n a cb entrichtung zur ur Invaliden - und

Bekanntmachungen der Stadt Freiburg
Aufgabe der Lebensmittelkarten

Die Lebensmittelkarten für die if . Zuieilungsperiode (Mal 1947) werden
von Freitag , aj . 4. bis Dienstag, «9. 4. 1947 ausgegeben. Die Au :gabelc!̂ le
si he Anschläge in den Einzelhandelsgesdtäften. Die Verbraudter wtrocu
besonders dtrtuf hiagewiesen , daß die Ausgabe an vier Tagen
stattfindet . Die Vcibtaucher werden dringend gebeten , sich genau an
die festgesetzten Ausgabetage zu halten und die Lebensmittelkarten nur in
diesen Tagen zu holen. . #

Für alle männlichen Personen vom 14. bi« 6$. Lebensjahr und die ŵeiblichen
Personen vom 13. bis 50. Ltbensj . hr ist beim Abholen der Lebensmittelkarten
die „ Meldekarte für den Arbeitseinsatz '“ mit dem Besiäiigungtvermcrk des
Arbeitgebers oder des Arbeitsamtes vorzulqgen. (3*' 9*4

Freiburg L Br ., «f . 4. 1947. Emährungsamt Freiburg -Stadt .

Stadtkreis Freiburg L Br., Brennpunkt des Wohnungsbedarf*
Das Bad . Wirtsdialisministeiium — Direktion Arndt — 5,ibt oektnnt :
„ Der Stadtkreis Freiburg ist mit solorti,';er Wirkung / um Brennpunkt des

Wnhnungtbedsrls erklärt . Der Zuzug in den Stadtkreis Freiburg ist ge.pe. rl nnd
wird sdsufttens überwadit . Wer int Stadtkreis Freiburg wohnt und »einer Tätig¬
keit wegen entbehrlich ist oder eine wiri -chaltliJte Tätigk it nicht tusübt , kann
in einen anderen Kreis verwiesen werten . Das besudisweise Autcudicn Freiburgs
ohne wichtigen Crund ist 7U unterlassen . “

. . .
Freiburg i. Br ., den 14. April 1947 ._

Btd . Wirtsdnlttminnterigm .

Bekanntmachung
Der Verkauf von Setzlingen an Kleingärtner durch die Erwerbsgürtnereien

findet jew ili nir im Dienstag und Freitag, nachmittags ab 2 Uhr, statt . Diese
Zeiten woll engenauestens eingehalten werden. . _

Der Krrisgärmermeister . ^
Das Stadt . Gartenamt.

Bekanntmachung
Das Arbeitsamt Lörrach unterhält seit 1. April 1947 wieder eine eigene

Amtskasse. Ueberwesun,cen können daher auf folgende Kenten vorgenommen
werten : Bei der Landeszentralbank Baden in Lörrach, Konto-Nr . 477 151 und

cof Postscheckkonto Nr . 4180 beim Postscheckamt Freiburg i . Br . (31-9*9

Stellenangebote Maurer und Hilfsarbeiter , sowie
Zimmerleute für Baustelle im
Ruhrgebiet sofort gesudit . Gute
Bezahlung, Verpflegung auf der
Baustelle, sowie Vergütung der
Reisekosten wird gewährt. Näh.
durch Georg Wenzel , Essen, Ju¬
liens» . 75. - (Ww-32

Köchin in allerbeste Steilung,
Arzthaushalt , gesucht Zuschr .
u. Nr. 20-370 an die Geschäfts¬
stelle UNSER TAG Freibbrg Br . ,
Schwabentorstr. 1 . (20- 370

Mädchen für Geschäftshaushait
nach Hausach L K . gesucht. Zu¬
schr . unt . 32 -974 UNSER TAG
Offenburg , Postfach 361 .

Vertreter für Photo-Vergröße¬
rungen ges. Kurze Lieferzeit,
gute Ausf. Off . u . AM 1183 4
an Werbedienst CI .AR , Heidel¬
berg. Haupts» . 30. • (C 2-4)

Wir suchen für unseren Betrieb
Emmendingen’Brsg. , Schwarz -
waidstr . 9 . erfahrenen Konstruk¬
teur für feinmechanisch-ootische
und eiektrische Geräte ; für un¬
seren Betrieb KenzingenBrsg..
Hecküngersir, 3 , Fert ' gungspia-
ner für feinmechanisch-ontische
Geräte erstklassigen Werkzeug¬
macher od . Me ’ster , sowie Fein¬
mechaniker. Kiangfilm GmbH .
Gruope We *t . (32-977

Stellengesuche
Suche Stelle im Arzthaushait m.
Familienanschl. als Sprechstun¬
denhilfe u . Hilfe in Haus- und
Gartenarbeit Angeb . mit Ge¬
haltsangabe u. 32-976 UNSER
TAG Offenburg, Postfach 361

Mutter mit Kleinkind, 1944 aus
München evakuiert , sucht Arbeit
und Unterkommen in Bayern
(jetzt Vorpommern) . Zu jeder
Arbeit bereit , beruflich 7 Jahre
Sekretäijjt u . Buchhalterin, 3 J .
Hilfsschwester, 1 J. Strickerin
in Heimarbeit Zusdir. u. Nr.
2C59 an S . W. Annonaen-Exped
Wunsch , Berlin SW 29, Lil 'en -
thaistt. 18, {Wu-2

Tüdrt. Mädchen aus. dem Elzta!
für kleinere Landwirtschaft , das
gut melken kann (2 Kühe) , so¬
bald wie möglich , spätestens 1
oder 1 5 Mai gesucht. Vorzu-
stellen U"A Schwarz, Bäckerei
Gerberau 7 b, Freiburg i. Brsg.

Dr. med. Hans Jüsgen
Facharzt für Magen- , Darm- und

Stoffwechselkrankheiten
Freiburg-Gänterstal , W !esenweg 2
Sprechstunden : wochentags 8— 10
und 15—16 Uhr. Zu den Kran¬
kenkassen zugelassen . 132 -965

Verschiedenes

1 fast neues Fahrrad erhält ne¬
ben Schwerarbeiter- u. sonstigen
Naturalzulagen derjenige, wel¬
cher mir beim Wiederaufbau
meines Grundstückes ganztägig
hilft. Zusdir . u . Nr. 20- 363 an
die Geschäftsst . UNSER TAG

i Freiburg 'Br. . Sdiwabentorstr . 1 .

Kopftausch, 2 Personen , Berlin
(Britischer Sektor) Bodenseegeb.
Wohnung vorhanden . Gottfried
Grüger (1 ) Berlin-Charlotten -
burg 1 , Waüistr . 8 , 132-962

Blockflöte zu kaufen od. zu tau¬
sdien gesucht. Frau M. Hasse-
braük , Bergaiingen, Krs. Säckin -
gen ._ (32 -972

Haarwasser, Marke „Zum Ritter
St Georg“ abzugeben durch
Gebt Hildebrand , Großhandlg.
Lindau (Bodenaee) . (3f 978

Freiburger Veranstafltangen
Harmonle - Lichf *pleIe
Freitag, den 25. April bis mit
Donnerstag, den 1 . Mai . 1947

Ein filmisches Kunstwerk!
Der Postmeister. Nach der gleich¬
namigen Novelle von A. S . Pusch¬
kin mit Heinrich George. Hüde
Krahl , Siegfried Breuct, Hans
Holt, Margit Symo , Ruth Hell -
berg . - Neueste franz . Wochen¬
schau . - Jugendverbot bis 16 J.
14 .15 , 16 .30, 18 .45 Uhr ; Sonntag
auch -vorm. 10 Uhr. Vorverkauf :
tägl’ch von 10—12 Uhr. fH-31

Union - Theater
Freitag, den 25. April bis mit
Donnerstag, den 1 . ' Mai 1947
Eine re zende Familiengeschichte!
Sophienlund. Eine feinsinnige
FEmkomödie ven Heinz Rüh-
rnann inszeniert mit : Käthe
Haack , Harry Liedtke, Hannelore
Schroth , Fritz Wagner. - Franz.
Wodiensdiau. - Jugendfrei ! -
Wodierctags : 14 .30. 17, 19 30
Uhr ; Samstag u. Sonntag : 14 .15
16 .30, 18 .45 , 21 Uhr . Worver -
kauf täglich ab 13 Uhr. (U-29

Stadt . Bühnen Freiburg Friedrichsbau - L ’ spiel m
Casinos 26. April , 20 Uhr

„Madame Butterfly*“
29. April, 20 Uhr

„Meine Schwester und idi“

Kammersplmle s
26. April. 19 .30 Uhr

„Die erste Legion"
27. April, 14.30 Uhr

„Kabale und Liebe “
27 . April, 19 Uhr

„Pygmalion“ (St-28

Casino - Lichtspiele
Ab Freitag , 25. April 47 : Monika.
Der Kampf einer Mutter um ihr
Kind . Darsteller : Maria Änder¬
test , Ivan Petrovich, Carmen
Lahrmatin, Th. Loos, R . Platte ,
J. Serda . - Neue frz. Wochen¬
schau - Jugendfrei ! - Anfangs¬
zeiten : Montag

' 14 . 15 , 16.30 , 18.45
u . 21 Uhr ; Dienstag bis e 'nschl .
Samstag 14 . 1S und 16.30 Uhr :
Sonntag 10 und 12 Uhr. Vor¬
verkauf wie üblich. (C-20

Bis eiinschl. Donnerstag , 1 . 5 . 47
Der grüne Salon. Ein Gesell-
schaftsfiim von Format mit Hans
Brausewetter, Paul Kl '

nger, Jutta
v . A1 ~en u . a. m . - SDie'ze ' f en :
Montag, Dienstag. Mittwoch , Frei¬
tag 14 . 15 u. 16.30 Uhr; Donners¬
tag u . Samstag nur 14 .15 Uhr.
Vorverkauf an den Spieltagen 10
bis 12 Uhr und ab 13 .30 Uhr an
der Tageskasse. - Jugendfrei!

Lichtspie e Bad Krozingen
Ab Freitag , den 25. April 1947
E :n echter Wildwestfilm, voll
Spannung, Abenteuer und Sen¬
sationen : Dar Präriereiter mit
Buck Jones , der Teufefsreiter.
In deutscher Sprache ! - Franz.
Wochenschau . - Jugendfrei ! -
Spielzeiten : !Freitag und Samstag
2Ö .30 Uhr ; Sonntag 15 u . 20.30
Uhr : Montag 20 .30 Uhr. (Li-3

Einen Rat will ich Dir geben
für die Pflege Deiner Schuh :
'änger bleiben Sie am Leben ,
nimmst Du „Kavalier" dazu!

!

\
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